
Lange wurde in Deutschland 
über die sogenannte Notbremse 
diskutiert. Im Bundestag fanden 
hierzu auch der SoVD und an-
dere Verbände Gehör. Das ist gut 
so, denn eine Mehrheit der Men-
schen in unserem Land wünscht 
sich nachvollziehbare, bundes-
einheitliche Maßnahmen zur 
Eindämmung der Pandemie. Wir 
alle sind die Einschränkungen 
durch das Coronavirus leid und 
wünschen uns nichts sehnlicher 
als etwas Normalität in unserem 
Alltag.

Wie sehr muss das erst für die 
Menschen in stationären Einrich-
tungen gelten? Sie lebten lange 
Zeit in Angst. Ganz bewusst soll-
te daher die Impfkampagne die 
Schwächsten unserer Gesellschaft 
zuerst schützen. Es gelang leider 
nur unzureichend. Fast jedes 
zweite Corona-Todesopfer war in 
einem Pflegeheim zu beklagen.

Inzwischen sind die meisten 
Pflegebedürftigen geimpft. Ein 
Mehr an Lebensqualität verspü-
ren sie dennoch nicht, denn die 
Besuchsbeschränkungen gelten 

für sie vielfach immer noch. Viele 
alte Menschen leiden darunter 
bereits seit über einem Jahr. Sie 
leben isoliert. Hier sind die Bun-
desländer in der Pflicht, die gel-
tenden Schutzverordnungen für 
Heime nach Erreichen des vollen 
Impfschutzes wieder zu lockern. 
Eines ist mir wichtig: Für die Be-
troffenen und ihre Angehörigen 
geht es dabei nicht um Sonder-
rechte, sondern um die Rücknah-
me einer Benachteiligung.

 Adolf Bauer
 SoVD-Präsident
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Von der versprochenen Reform der Bundesregierung bleibt nicht viel übrig

Die Pflege verdient mehr Beachtung
Über vier Millionen Menschen 

in Deutschland sind auf Pflege 
angewiesen. Eine Reform ver-
sprach ihnen unter anderem 
bessere Leistungen und finan-
zielle Entlastung. Das war 2017 
eines der zentralen Vorhaben 
der Großen Koalition. Nun droht 
es endgültig zu scheitern. Denn 
bisher liegt lediglich ein vager 
Arbeitsentwurf für die dringend 
benötigte Pflegereform vor. Und 
der, so SoVD-Präsident Adolf 
Bauer, ändere leider nichts an 
dem Armutsrisiko Pflege.

Das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) kündigt im 
Internet noch immer vollmun-
dig eine umfassende Pflegere-
form an: „Die Löhne für Pflege-
kräfte sollen erhöht, Leistungen 
für die Pflege zu Hause verbes-
sert und die Pflegekosten für 
Heimbewohner gedeckelt wer-
den.“ Die Wahrheit ist jedoch, 
dass selbst innerhalb der Koa-
lition niemand mehr mit einem 
Ergebnis vor der anstehenden 
Bundestagswahl rechnet. Zu 
lange dauert das parlamenta-

rische Verfahren, für das bisher 
ohnehin nicht einmal ein Ge-
setzentwurf vorliegt. Allein ein 
Arbeitsentwurf machte bisher 
Details zu einer möglichen Re-
form bekannt (siehe Soziales im 
Blick 4 / 2021, Seite 3). 

Pflege darf Menschen 
nicht in die Armut führen

Der SoVD fordert seit Langem 
spürbare Erleichterungen für 
Pflegebedürftige. Deren finanzi-
elle Belastung etwa für die sta-
tionäre Altenpflege stieg zuletzt 

auf durchschnittlich 2.068 Euro 
im Monat. Darin enthalten ist 
neben den Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung auch ein für 
jede Einrichtung einheitlicher 
Eigenanteil. Dieser liegt derzeit 
bundesweit im Durchschnitt bei 
831 Euro und würde sich nach 
den aktuellen Plänen des Ge-
sundheitsministeriums erst im 
zweiten Jahr der Pflegebedürf-
tigkeit reduzieren. Das aber ist 
nach Meinung des SoVD viel zu 
spät, um die Betroffenen wirk-
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Die Broschüre des Bündnisses 
Sozialverträgliche Mobilitäts-
wende finden Sie unter: www.
sovd.de/medien/broschueren.

Info

Es ist möglich, gleichzeitig das 
Klima zu schützen und die Le-
bensqualität von Millionen Bür-
gerinnen und Bürgern spürbar 
zu verbessern. Darin sind sich 
die im „Bündnis Sozialverträg-
liche Mobilitätswende“ zusam-
mengeschlossenen Organisati-
on einig. Zu ihnen gehören der 
Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB), die Industriegewerk-
schaft (IG) Metall, die Vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di), der Sozialverband 
Deutschland (SoVD), der So-
zialverband VdK Deutschland, 
die Arbeiterwohlfahrt (AWO), 
der Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland (BUND), 
der ökologische Verkehrsclub 
Deutschland (VCD), der Na-
turschutzbund Deutschland 
(NABU) und die Evangelische 
Kirche in Deutschland (EKD).

Das Bündnis fordert einen 
stärkeren sozialen Fokus bei der 
Mobilitätswende und drängt vor 
allem darauf, den öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) 
deutlich auszubauen. Dabei 
müssten soziale Dimensionen 
stärker als bisher berücksichtigt 
werden und gerade der Bereich 
Barrierefreiheit mehr Beachtung 
finden. 

Umbau der Verkehrspolitik
bietet vielfältige Chancen

Der Beitrag des Verkehrs-
sektors zum Klimaschutz ist 
nach Überzeugung der Bünd-
nismitglieder längst überfäl-
lig. Gleichzeitig biete der Um-
bau des Mobilitätssystems die 
Chance, den unterschiedlichen 
Bedürfnissen aller Menschen 
im Land gerecht zu werden: 
ob Menschen in der Stadt oder 
auf dem Land, Beschäftigte mit 
hohem oder niedrigem Einkom-
mensniveau, jung oder alt, ge-
sund oder mit körperlichen Ein-
schränkungen. Außerdem gehe 
es um die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in der Mobi-
litätswirtschaft.

Mit ihrem Bündnis wollen die 
beteiligten Organisationen den 
gesellschaftlichen Dialog über 
die Ausrichtung der Verkehrs-
politik konstruktiv begleiten.

Von einer Mobilitätswende
müssen alle profitieren

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
sagte, der Schutz der Umwelt 
gehe uns alle etwas an. Ein kli-
maschonendes Mobilitätsver-
halten müsse dabei aber auch 
für jedermann bezahlbar sein 
und dürfe nicht zum Luxus wer-
den. Bauer forderte: „Bei allen 
Maßnahmen müssen die Stär-
kung der sozialen Gerechtigkeit 
und vor allem eine gerechte 
Verteilung der Lasten sowie ein 
gleicher Zugang zu Mobilität 
mitgedacht werden. Nur so kön-
nen wir langfristig eine Mobili-
tätswende erreichen, von der am 
Ende alle profitieren.“

In einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz warnten NABU 
und SoVD bereits zu Jahres-
beginn, dass bislang vor allem 
Besserverdienende finanziell 
von klimaschädlichen Anreizen 
im Verkehrssektor, wie etwa 

Die Mobilitätswende ist eine der zentralen Herausforderungen, denen sich auch der SoVD stellt. Zu diesem Zweck bringt sich der 
Verband in einem breiten Bündnis aus Gewerkschaften, Umwelt- und Sozialverbänden und der Evangelischen Kirche in Deutschland 
ein. In Berlin stellte dieses zivilgesellschaftliche Bündnis nun seine Handlungsempfehlungen vor – mit einer klaren Botschaft: Die 
Bundesregierung muss dringend aktiv werden, um eine sozial gerechte und ökologische Mobilitätswende zu erreichen.

Wie organisieren wir Mobilität sozial gerecht?
SoVD beteiligt sich an Bündnis und fordert unter anderem einen Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs

Eine Mobilitätswende sollte 
das Klima schützen und mehr 
Lebensqualität ermöglichen.
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der Pendlerpauschale, Dienst-
wagenprivilegien oder Kauf-
prämien für Neuwagen, profi-
tieren. Das müsse sich endlich 
ändern. jos

Der zunehmende Autoverkehr in Großstädten macht deutlich, wie 
dringend wir etwas an unserer Mobilität verändern müssen.
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sam vor einem pflegebedingten 
Armutsrisiko zu schützen.

Pflegebedürftige werden 
überwiegend privat betreut 

In einem Heim lebt derzeit 
jede*r fünfte Pflegebedürftige. 
Der weitaus größte Teil von ih-
nen (80 Prozent) wird jedoch 
zu Hause versorgt. Pflegende 
Angehörige warten daher sehn-
süchtig auf die von der Koalition 
versprochenen Verbesserungen. 
Tatsächlich aber könnte sich 
deren Situation sogar noch 
verschlechtern. Denn aus dem 
bisher bekannten Entwurf geht 
hervor, dass ausgerechnet die 
Verhinderungspflege stark ein-
geschränkt werden soll. 

Budget soll Angehörigen 
eine Auszeit ermöglichen 

Bei dieser Variante über-
nimmt ein*e Außenstehende*r 
stundenweise die Betreuung 
der zu pflegenden Person zu 
Hause, um die Angehörigen in 
dieser Zeit zu entlasten. Für die 
Verhinderungspflege stellen 
die Pflegekassen derzeit bis 

zu 1.612 Euro pro Jahr bereit. 
Aufgestockt werden kann dies 
noch einmal um die Hälfte aus 
Mitteln für die Kurzzeitpflege. 
Diese bezeichnet die Unterbrin-
gung der zu betreuenden Person 
in einer stationären Einrichtung 
für einen begrenzten Zeitraum. 
Insgesamt steht somit ein Be-

trag von 2.418 Euro pro Jahr zur 
Verfügung, der bisher flexibel 
eingesetzt werden kann. 

Höherer Betrag mit
deutlich weniger Spielraum

Mit der geplanten Pflegere-
form soll es künftig ein Gesamt-
budget aus Kurzzeitpflege und 
Verhinderungspflege in Höhe 
von insgesamt 3.300 Euro ge-
ben. Das klingt gut, hat aber 
einen entscheidenden Haken. 
Denn von diesem Betrag dürf-
ten künftig nur noch 40 Prozent 
für die Verhinderungspflege ver-
wendet werden. Das wären mit 
1.320 Euro deutlich weniger als 
die bisherigen 2.418 Euro. 

Entlastung bei der Pflege 
ermöglicht Teilhabe

Diese Regelung stößt beim 
SoVD auf Kritik. Damit Pflege-
bedürftige und Angehörige die 
Mittel entsprechend ihrer per-
sönlichen Situation verwenden 
können, sollte das Budget mög-
lichst flexibel sein. So lässt sich 
Pflege- besser mit Erwerbsarbeit 
vereinbaren sowie mehr gesell-
schaftliche Teilhabe erreichen.

Auf Verbesserungen warten 
jedoch nicht allein pflegende 
Angehörige. Der Mangel an 
Fachkräften zeigt sich infolge 
der Pandemie immer deutli-
cher auch in Krankenhäusern 
sowie in Alten- und Pflege-
heimen. Stress, schlechte Ar-
beitsbedingungen und eine zu 
geringe Bezahlung machen die 
Pflege für Beschäftigte wenig 
attraktiv. Ändern sollte sich das 

mit einem allgemeinverbindli-
chen Tarifvertrag, der jedoch 
kürzlich scheiterte.

Für den SoVD steht fest, dass 
eine Pflegereform keinen Auf-
schub duldet. Längst liegen die 
Vorschläge des Verbandes hier-
zu auf dem Tisch. Die Bundes-
regierung täte gut daran, diese 
zu berücksichtigen und ihren 
Ankündigungen endlich Taten 
folgen zu lassen. jos

Die Pflege verdient mehr Beachtung
Von der versprochenen Reform der Bundesregierung bleibt nicht viel übrig
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Fortsetzung von Seite 1

Das Leben in einem Pflegeheim ist kostspielig. Trotz Zuschüssen 
aus der Pflegeversicherung verbleibt ein hoher Eigenanteil.

Ob privat oder professionell: 
Pflegende hoffen inständig auf 
politische Reformen.
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Armut bleibt gesellschaftliche Realität
In einer ausführlichen Dokumentation setzte sich die Bundesregierung vor 20 Jahren erstmals mit der wirtschaftlichen und sozi-

alen Lage in Deutschland auseinander. Dem SoVD liegt nun der Entwurf des mittlerweile sechsten Armuts- und Reichtumsberichtes 
vor. Eigentlich sollten diese Berichte die unterschiedlichen Lebenslagen offenlegen und die politischen Maßnahmen hinterfragen. In 
einer Stellungnahme zu der aktuellen Untersuchung kommt der SoVD jedoch zu dem unbefriedigenden Ergebnis, dass die in früheren 
Berichten festgestellte Kluft zwischen Arm und Reich weiterhin besteht und sich soziale Verwerfungen eher noch verschärft haben.

Ausdrücklich begrüßt der 
SoVD, dass die Bundesregie-
rung ihre Armuts- und Reich-
tumsberichterstattung mit dem 
vorliegenden Entwurf fortsetzt. 
Nur so lassen sich Lösungsan-
sätze finden, um die wachsende 
Kluft zwischen Arm und Reich 
zu überwinden. Leider werden 
jedoch die Bereiche zur Armut 
im Alter und bei Kindern nur am 
Rande behandelt.

Schere zwischen Arm und
Reich geht auseinander

Viele Ergebnisse des Be-
richtes sind ernüchternd. So 
ist etwa die Beschäftigung im 
Niedriglohnbereich nach wie 
vor alarmierend hoch – und 
damit auch die Ungleichvertei-
lung der Einkommen. Der Anteil 
der Personen in der untersten 
und obersten sozialen Lage ist 
weiter gewachsen. 

Zudem fällt es Langzeitar-
beitslosen immer schwerer, 
wieder in Arbeit zurückzufin-
den. Besonders frustrierend ist, 
dass die Herkunft und der Bil-
dungsabschluss der Eltern nach 

wie vor darüber entscheiden, 
wie die Zukunft der folgenden 
Generation aussieht. 

Sozialabbau für hohes
Armutsrisiko verantwortlich

Einschnitte in vielen Bereichen 
der sozialen Sicherungssysteme 
führten in den vergangenen 
Jahrzehnten zu erheblichen 

Kürzungen von Leistungen. Der 
massive Sozialabbau wurde für 
viele Menschen zu einer bitteren 
Erfahrung. Nach Auffassung des 
SoVD liegt hier die wesentliche 
Ursache für das hohe Armutsri-
siko in unserem Land.

Noch immer wissen wir zu 
wenig über die sogenannte 
verdeckte Armut. Zahlen des 

SoVD nimmt Stellung zu dem Entwurf eines Berichtes der Bundesregierung

Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) lassen 
Schlimmes erahnen. Demnach 
beantragen bis zu 60 Prozent 
der Anspruchsberechtigten 
keine Leistungen der Grund-
sicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Die Bera-
tungspraxis im SoVD scheint 
das zu bestätigen: Viele ver-
zichten aus Scham auf staatli-
che Leistungen.

Sozialstaatlichen Konsens 
erneuern und festigen

Zu wenig Beachtung finden in 
dem Entwurf des 6. Armuts- und 
Reichtumsbericht zudem die 
Bereiche soziale Ausgrenzung 
und Einsamkeit (siehe Bericht 
auf dieser Seite). Diese sollte die 
Bundesregierung nach Überzeu-
gung des SoVD jedoch verstärkt 
in den Blick nehmen, um einer 
Entsolidarisierung unserer Ge-
sellschaft mit konkreten Maß-
nahmen entgegenzuwirken.

 aj / jos
Die Stellungnahme des SoVD 

finden Sie online unter: www.
sovd.de/politik/armut.

Man sieht Menschen ihre soziale Lage nicht an. Wer sich für seine 
Armut schämt, führt ein Leben im Schatten der Gesellschaft.
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Armut allein an dem vor-
handenen Geld zu messen, 
würde der Problematik 
nicht gerecht werden. Das 
tut auch der 6. Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bun-
desregierung nicht. Dessen 
differenzierte Aussagen be-
legen dennoch eine zuneh-
mende Spaltung unserer 
Gesellschaft. 

Was aber ist mit den Men-
schen, die weder arm noch 
reich sind? Während 1984 
gemessen am Einkommen 
noch die Hälfte der Bevöl-
kerung (49 Prozent) der so-
zialen Lage Mitte angehör-
te, trifft das heute nur noch 
auf etwa ein Drittel zu (37 
Prozent). Während die Mitte 
dünner wird, wachsen die 
Extreme am Rand.

Wer einmal arm ist, 
bleibt dies meist auch

Beängstigend ist, dass 
sich die Zugehörigkeit 
zu diesen sozialen Lagen 
immer stärker verfestigt 
hat. Sieben von zehn Men-
schen, die als „arm“ galten, 
waren dies auch nach fünf 
Jahren noch. Oder anders 
ausgedrückt: Nur drei von 
zehn Menschen gelang es 
in dieser Zeit, sich aus der 
Armutsfalle wieder zu be-
freien. Besonders traurig 
ist, dass die Betroffenen 
selbst schon gar nicht mehr 
davon ausgehen, dass ih-
nen der Aufstieg gelingen 
könnte. Zwei Drittel der im 
Armutsbericht Befragten 
haben jede Hoffnung ver-
loren – ein Armutszeugnis 
für die Politik.

Das Armutsrisiko nimmt 
von Jahr zu Jahr zu

Als Maß der Armutsge-
fährdung hat man sich in 
Europa auf eine einheit-
liche Definition geeinigt. 
Demnach gilt eine Person 
dann als armutsgefährdet, 
wenn sie mit weniger als 
60 Prozent des mittleren 
Einkommens (Median) der 
Gesamtbevölkerung aus-
kommen muss.

In Deutschland hat sich 
die Armutsrisikoquote in 
den letzten Jahren konti-
nuierlich erhöht. Aktuell 
ist etwa jede*r Sechste (16 
Prozent) von Armut bedroht. 
Besonders betroffen sind 
junge Erwachsene, Allein-
lebende, Alleinerziehende, 
Arbeitslose, Familien ab drei 
Kindern sowie Personen mit 
geringer Bildung und Perso-
nen mit Migrationshinter-
grund. jos

Die Mitte 
geht verloren

Soziale Ausgrenzung in Zeiten von Corona
In dem Entwurf zum 6. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung finden sich erstmals auch Studien zu subjektiven Wahr-

nehmungen. In Befragungen etwa wird immer wieder die Sorge geäußert, dass die gesellschaftliche Spaltung insbesondere während 
der Pandemie weiter wächst. Auch der SoVD befürchtet, dass die Corona-Krise soziale Ausgrenzungsprozesse zusätzlich verschärft.

Auf ohnehin benachteiligte 
Personengruppen könnte sich 
die Pandemie fatal auswirken. 
Die im Armuts- und Reich-
tumsbericht vorgestellten po-
litischen Maßnahmen sollten 
daher auf ihre Wirksamkeit und 
soziale Nachhaltigkeit hin un-
tersucht werden. Denn anders 
als die Bundesregierung ist der 
SoVD davon überzeugt, dass die 
bisher getroffenen Entscheidun-
gen soziale Verwerfungen nicht 
verhindern konnten. 

Soziale Ausgrenzung
ist längst traurige Realität

Der Bericht zeigt unter an-
derem, dass Bezieherinnen und 
Bezieher niedriger Einkommen 
deutlich weniger soziale Kon-
takte haben als Besserverdie-
nende. Das Risiko sozialer Iso-
lation steigt darüber hinaus im 
Verlauf des Rentenalters an. 

Der SoVD gibt zudem zu be-
denken, dass auch Menschen mit 
Beeinträchtigungen häufiger als 
andere angeben, dass sie selten 

oder nie gesellige Zusammen-
künfte mit Freunden oder Fa-
milienangehörigen erleben. Für 
viele Menschen ist Einsamkeit 
und soziale Ausgrenzung infol-
ge des andauernden Lockdowns 
somit offensichtlich längst eine 
bittere Realität geworden.

Um das Ausmaß dieser Prob-
lematik einschätzen zu können, 
hatte der SoVD im vergangenen 
Jahr ein Gutachten in Auftrag 
gegeben (siehe Soziales im Blick 
01 / 2021, Seiten 1 und 2). Bereits 
vor der Corona-Pandemie waren 
demnach in Deutschland mehr 

Viele Menschen befürchten, dass die gesellschaftliche Spaltung weiter zunimmt

als vier Millionen Menschen 
meist oder (sehr) oft einsam. 
Jede*r fünfte Deutsche fühlte 
sich „nicht mehr zugehörig“. 

Wer in Armut lebt, 
empfindet eher Einsamkeit

Die Corona-Pandemie hat die 
soziale Ausgrenzung noch ver-
stärkt. Neben Alleinerziehen-
den sowie Kindern und Jugend-
lichen sind vor allem Menschen 
mit Armutserfahrung viel häufi-
ger einsam als der Durchschnitt. 

Zudem wenden sich immer 
mehr Rentner*innen an den 
SoVD, die mit ihren Einkünften 
zwar knapp über der Grenze 
zur Grundsicherung liegen, 
dadurch aber eben von vielen 
Leistungen oder Vergünsti-
gungen überhaupt nicht pro-
fitieren. Zu den genannten 
Personengruppen gibt es im 
Armutsbericht kaum Erkennt-
nisse. Diese Forschungslücke 
gilt es zu schließen, um durch 
politische Maßnahmen Entlas-
tung zu schaffen. aj / jos

Für die Teilhabe an der Gesellschaft spielt die soziale Lage eine 
Rolle. So kann die Erfahrung von Armut das Gefühl von Einsamkeit 
befördern. Das gilt leider umso mehr im höheren Rentenalter.
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SoVD im Gespräch

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
kam zu einem fachlichen Aus-
tausch mit einer Delegation der 
Konzernschwerbehindertenver-
tretung der Deutschen Bahn 
zusammen. Ein zentrales Thema 
der als Videokonferenz durch-
geführten Besprechung war 
die Teilhabe schwerbehinder-
ter Menschen am Arbeitsmarkt. 
Diskutiert wurden dabei neben 
den pandemiebedingten Ein-
schränkungen auch die Punkte 
Beschäftigungsquote und Aus-
gleichsabgabe. 

teil. Der Gesetzentwurf sieht 
vor, dass eine bundesweit ver-
bindliche Notbremse zur Pan-
demiebekämpfung eingeführt 
wird. Vorgesehen sind dabei 
unter anderem auch nächtliche 
Ausgangssperren. 

Anhand von Berichten aus 
den zahlreichen Beratungsstel-
len des Verbandes schilderte 
der zuständige Referent des 
SoVD-Bundesverbandes, Denis 
Peikert, dabei die hohe Belas-
tungssituation vieler Familien 
infolge der Pandemie. Mit Blick 
auf die diskutierten Ausgangs-
sperren wies Peikert auf die co-
ronabedingt gestiegenen Zah-
len im Bereich der häuslichen 
Gewalt hin. Hier gebe es zudem 
eine sehr hohe Dunkelziffer.

Als Sachverständigenverband 
nahm der SoVD an einer Anhö-
rung im Ausschuss für Gesund-
heit des Deutschen Bundesta-
ges zum Entwurf des Vierten 
Bevölkerungsschutzgesetzes 

Die Deutsche 
Bahn und 
Barrierefreiheit

Anhörung im 
Ausschuss für 
Gesundheit

Das Gespräch fand in einer 
sehr offenen Atmosphäre statt. 
Beide Seiten kamen darin über-
ein, sich auch weiterhin über 
eine mögliche Zusammenarbeit 
und gemeinsame Themen aus-
zutauschen.

SoVD im Gespräch

Um die Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
ging es bei einem Gespräch zwischen dem SoVD und der Konzern-
schwerbehindertenvertretung der Deutschen Bahn.
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Nullrunde für viele ein Problem
Kurzarbeit und steigende Arbeitslosenzahlen führen zu sinkenden Löhnen. Dank der gesetzlichen 

Rentengarantie, für die sich der SoVD stark gemacht hat, bleibt dieses Schicksal den Rentnerinnen 
und Rentnern in Deutschland erspart. Allerdings haben sie im Verlauf der Pandemie auch wenig bis 
keine finanzielle Unterstützung erhalten und mussten viele Ausgabensteigerungen selbst tragen. Wer 
mit seiner Rente am Existenzminimum lebt, bekommt daher diese Nullrunde besonders zu spüren.

Seit mehr als einem Jahr be-
stimmt die Corona-Pandemie 
unser Leben. Nun wirkt sie sich 
auch auf die Rentenanpassung 
zum 1. Juli 2021 aus. Erstmals 
seit Langem erhöhen sich somit 
die Renten in den alten Bundes-
ländern gar nicht und in den 
neuen Bundesländern nur ge-
ring um 0,72 Prozent. Der aktu-
elle Rentenwert bleibt bei 34,19 
Euro, der aktuelle Rentenwert 
(Ost) steigt durch die Renten-
angleichung Ost-West leicht auf 
33,47 Euro. 

Sinkende Bezüge dank
Rentengarantie abgewendet

Durch die negative Lohnent-
wicklung würde der aktuelle 
Rentenwert eigentlich sogar 
niedriger ausfallen. Für die rund 
21 Millionen Rentnerinnen und 
Rentner in Deutschland hätte 
das dann sinkende Bezüge zur 
Folge. SoVD-Präsident Adolf 
Bauer ist dankbar, dass dies ver-
hindert werden konnte: „Hier 
greift dieses Jahr trotz der coro-
nabedingten Entwicklungen die 
gesetzlich verankerte Rentenga-
rantie, für die wir uns vom SoVD 
seinerzeit vehement eingesetzt 
haben. Sie verhindert eine Ne-
gativanpassung, die vor allem 
Kleinstrentner*innen schwer 
getroffen hätte.“ 

Nachhaltigkeitsfaktor
beeinflusst Rentenanpassung

Eine wichtige Rolle spielt auch 
in diesem Jahr der sogenannte 
Nachhaltigkeitsfaktor. Dieser 
berücksichtigt Veränderungen 

in dem zahlenmäßigen Verhält-
nis von Rentenbeziehenden zu 
Beitragszahlenden. Steigt etwa, 
wie in diesem Jahr geschehen, 
die Zahl der Rentnerinnen und 
Rentner schneller als die Zahl 
der Beitragszahlenden, dann 
wirkt sich dies bei der Renten-
anpassung dämpfend aus. 

Rentenniveau gestiegen,
Kürzungen wirken aber fort

Verringert haben sich die Ren-
ten zumindest bis 2013 auch 
durch den Riester-Faktor.  Dieser 
besagt vereinfacht ausgedrückt, 
dass ein sinkendes Rentenni-
veau durch eine private Vorsor-
ge (Riesterrente) ausgeglichen 
werden kann. In diesem Jahr 
steigt das Rentenniveau zwar 
auf einen Wert von 49,37 Pro-
zent, die bereits realisierten An-

passungskürzungen eben durch 
den Riester-Faktor wirken je-
doch fort. 

Damit die gesetzliche Rente 
den Lebensstandard auch nach-
folgender Generationen sichert, 
schlägt der SoVD vor, das Ren-
tenniveau bei 50 Prozent zu 
stabilisieren und perspektivisch 
sogar wieder auf 53 Prozent 
anzuheben. Zu diesem Zweck 
müssten nach Überzeugung des 
Verbandes nicht gerechtfertigte 
Anpassungskürzungen infolge 
des Riester-Faktors schrittwei-
se wieder zurückgenommen 
werden – etwa durch jährliche 
Zuschläge zu den Rentenanpas-
sungen. Gerade vor dem Hinter-
grund zusätzlicher Belastungen 
durch die Corona-Pandemie 
wäre das aus Sicht des SoVD 
eine sinnvolle Maßnahme. jos

Während im Corona-Jahr die Löhne sinken, bleiben die Renten stabil

Zum 1. Juli bleiben die Renten zwar stabil, Menschen mit geringen 
Bezügen spüren die ausbleibende Erhöhung jedoch deutlich.
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Anerkennung und Hilfe
Es ist ein dunkles Kapitel deutscher Geschichte nach dem 

Zweiten Weltkrieg: In stationären Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe oder der Psychiatrie haben Kinder und Jugendliche 
Leid und Unrecht erfahren. Viele von ihnen leiden noch heute 
an den Folgewirkungen. Die Stiftung Anerkennung und Hilfe 
unterstützt Betroffene. Wer sich für den Erhalt von Leistungen 
anmelden möchte, kann dies nach einer Verlängerung der Frist 
nun noch bis zum 30. Juni 2021 tun. Möglich ist das über das 
Infotelefon unter: 0800 / 22 12 218 sowie im Internet unter: 
www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de.

Kinderrechte gehören 
in unser Grundgesetz

Der SoVD beteiligt sich an einem Bündnis von mehr als 100 Or-
ganisationen. Dieses kritisiert den bisher von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf als unzureichend und veröffentlichte 
den Aufruf: „Kinderrechte ins Grundgesetz – aber richtig!“.

Fast 30 Jahre nach Inkrafttreten der Kinderrechtskonvention der 
Vereinten Nationen ist es höchste Zeit, Kinderrechte in das deut-
sche Grundgesetz aufzunehmen. Bis heute werden die Belange und 
Rechte von Kindern und Jugendlichen bei Entscheidungen in Politik, 
Verwaltung und Rechtsprechung nicht ausreichend berücksichtigt. 
Das Bündnis „Kinderrechte ins Grundgesetz“ fordert daher die Bun-

destagsfraktionen und die Bun-
desländer zum Handeln auf. 

Die beteiligten Organisatio-
nen fordern unter anderem das 
Recht des Kindes auf Anerken-
nung als eigenständige Per-
sönlichkeit sowie die Berück-
sichtigung des Kindeswohls als 
vorrangigen Gesichtspunkt bei 
allen Entscheidungen, die Kin-
der betreffen, ins Grundgesetz 
aufzunehmen. 

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
wies die Verantwortlichen der 
Parteien in einem Schreiben ex-
plizit auf das Anliegen des Bünd-
nisses hin. Bauer rief in dem 
Brief dazu auf, den Ansprüchen 
der UN-Kinderrechtskonvention 
gerecht zu werden. jos
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Auch der SoVD fordert: Kinder-
rechte ins Grundgesetz!

Belange und Rechte brauchen mehr Aufmerksamkeit
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Reform des 
Wahlrechts

Regulär hat der Deutsche 
Bundestag 598 Abgeordne-
te. Momentan sitzen darin 
aber 709; davon 111 mit 
Überhang- und Ausgleichs-
mandaten. Durch diese Re-
gelungen wächst das Parla-
ment stets, das kommende 
könnte laut Schätzungen 
gar 800 Abgeordnete haben. 

Kritiker*innen halten die-
se Arbeit für ineffizient, auch 
kosten mehr Abgeordnete 
mehr Geld. Zudem gilt das 
Wahlrecht als kompliziert, 
für Bürger*innen schwer 
nachvollziehbar. Daher for-
dern prinzipiell alle Parteien 
im Bundestag, es zu ändern. 

Doch ganz zur Einigung 
noch vor dieser Wahl kam 
es nicht. Die Große Koalition 
beschloss im Oktober eine 
Wahlrechtsreform, die nur 
die Zahl der ausgegliche-
nen Überhangmandate ver-
ringert. Weniger Wahlkreise 
sollen es erst 2024 sein. 
Gegen diese Reform reich-
ten Die Linke, Bündnis 90 /
Die Grünen und die FDP im 
Februar Klage vor dem Bun-
desverfassungsgericht ein.

Jetzt als Wahlhelfer*in melden
Politisch Interessierte können sich im demokratischen Prozess auf besondere Art einbringen: Rund 65.000 unabhängige 

Wahlhelfer*innen stellen bei bundesweiten Wahlen – ob wie jetzt zum Deutschen Bundestag oder zum Europaparlament – sicher, 
dass alles korrekt abläuft. Sie überwachen und betreuen die Durchführung im Wahllokal oder per Briefwahl und zählen Stimmen aus.

Jedes Wahllokal hat einen 
Wahlvorstand. Er besteht aus 
fünf bis neun Personen: dem*der 
Vorsteher*in, dem*der stellver-
tretenden Vorsteher*in sowie 
drei bis sieben Beisitzer*innen, 
wovon zwei für die Schrift-
führung und stellvertetende 
Schriftführung bestimmt wer-
den. Wahlhelfende sind entwe-
der als Vorstandsmitglieder im 
Einsatz oder als Hilfskräfte im 
Wahlraum. Die Gemeindebe-
hörde beruft sie in das Amt.

So kann man „hinter den 
Kulissen“ mitwirken

Es gibt zwei Wege, um den  
spannenden demokratischen 
Vorgang zu unterstützen: Einer 
ist, dass die Behörde oder der 
Landeswahlleiter dazu auffor-
dern; meist schreiben sie Per-
sonen an, die schon früher da-
bei waren. In dem Fall erlauben 
nur wenige „triftige“ Gründe, die 
staatsbürgerliche Pflicht abzu-
lehnen, etwa Krankheit oder 
körperliche Beeinträchtigung, 
Alter über 65 Jahre, dringende 

berufliche Pflicht oder ein fami-
liärer Pflege- oder Betreuungs-
fall. Der andere Weg ist, sich 
freiwillig zu melden. 

Hierzu wendet man sich an 
seine Gemeinde oder den Be-
zirkswahlleiter, am besten jetzt 
ab Mai. Drei, spätestens zwei 
Monate vor dem Wahltag soll-
ten die Vorstände besetzt sein; 
doch meist sind bis kurz vorher 

noch Helfer*innen gesucht. Die 
einzigen Voraussetzungen sind, 
dass man wahlberechtigt ist 
und nicht selbst kandidiert.

Wahlhelfende sorgen entwe-
der für den korrekten Ablauf im 
Wahllokal und zählen hinterher 
die Stimmen aus oder betreuen 
die Briefwahl. Wer vor Ort im 
Einsatz ist, muss meist schon 
vor acht Uhr dort sein.

Die Aufgabe ist ein Ehrenamt. 
Es gibt also keine Bezahlung; 
doch eine kleine Aufwandsent-
schädigung, das „Erfrischungs-
geld“. Es beträgt bei Bundestags-
wahlen 25 Euro, für Vorsitzende 
der Wahlvorstände 35 Euro. Eini-
ge Gemeinden oder Länder mit 
Doppelwahl zahlen mehr aus.

Für Helfende eventuell 
frühere Corona-Impfungen

In der Pandemie spielt auch 
in den Wahlräumen wie beim 
Stimmenzählen der Schutz vor 
dem Coronavirus und der Krank-
heit Covid-19 eine große Rolle. 
Natürlich gelten Hygienekon-
zepte, etwa genug Abstand. 

Auch sollten Wahlhelfende 
am 26. September möglichst 
geimpft sein, am besten schon 
zweimal. Darum gehören sie 
durch die im März geänderte 
Impfverordnung zur Gruppe 3. 
Beim Wählen zu helfen, kann 
also ganz nebenbei auch heißen, 
früher eine Impfung zu erhalten. 
Doch wird diskutiert, wann Prio-
risierungen ohnehin enden. ele

Unterstützung beim demokratischen Vorgang – unabhängige Freiwillige gesucht

Wahlhilfe ist gerade in Corona-Zeiten gesucht – mit Schutzkonzept.
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Nicht nur ein neuer Bundestag 
wird am 26. September gewählt, 
sondern einige Bundesländer 
haben „Doppelwahlen“. Dort ent-
scheiden die Menschen zugleich 
über ihre Landesparlamente. In 
Thüringen und Mecklenburg-
Vorpommern geben sie auch 
ihre Stimmen für den Landtag 
ab, in Berlin für das Abgeordne-
tenhaus und die Bezirksverord-
netenversammlungen.

Formal können so alle Wahl-
berechtigten politisch teilhaben. 
Doch in der Realität erschweren 
Barrieren vielen Menschen mit 
Behinderungen das Wählen. Sie 
sind auf Hilfen angewiesen – 
die es immerhin gibt – oder es 
wird zumindest umständlicher. 

Nur rund ein Viertel der Wahl-
lokale ist für Gehbehinderte 
problemlos zugänglich. Ist der 
Raum, der auf der Wahlbenach-

richtigung steht, nicht barrie-
refrei, können sie einen Wahl-
schein für ein anderes Lokal 
im Wahlkreis beantragen. Die 
Alternative heißt Briefwahl. 
Hinweise stehen auf der Be-
nachrichtigung. 

Hilfen sichern Inklusion, aber 
man muss davon wissen

So leicht verfügbar sind nicht 
alle Infos zur Barrierefreiheit. 
Gehörlose etwa beherrschen 
teils nicht die Schriftsprache, 
und im Wahllokal dolmetscht 
in der Regel niemand in Gebär-
densprache. Menschen mit kog-
nitiven Schwierigkeiten stoßen 
ebenfalls an Hürden, nicht nur 
im Wahllokal. Unterstützung ge-
ben Verbände wie der SoVD.

Wahlunterlagen sind zum 
Beispiel nicht für alle leicht 
verständlich. Besonders Brief-
wahl ist etwa für Menschen 
mit Lerneinschränkungen an-
spruchsvoll. Darum gibt der 
SoVD seit Langem seine Wahl-
hilfebroschüre in Leichter Spra-
che heraus. Nach Aktualisierung 
gibt es sie auf www.sovd.de.

Blinde und Sehbehinderte 
können die Wahlbenachrichti-
gung nicht visuell wahrnehmen. 
Zum Wählen brauchen sie Scha-
blonen in Blindenschrift, die sie 
über den Stimmzettel legen. Die-
se und Info-CDs sind kostenfrei 
bestellbar beim Deutschen Blin-
den- und Sehbehindertenver-
band (DBSV): über die Landes-
vereine oder Tel.: 01805 / 66 645 
(nur Anrufe vom Festnetz).

Zur Not noch im Wahllokal 
Vertrauensperson benennen

Wer trotz aller Hilfen nicht al-
lein wählen kann, hat seit 2019 

Wählen ist ein Grundrecht. Es sichert demokratische Mitwirkung. In Deutschland gilt seit 2019 ein 
inklusives Wahlrecht; damals fiel der Wahlrechtsausschluss für Vollbetreute. Jede Stimme ist gleich 
viel wert, alle Menschen mit Wahlrecht müssen dieses auch wirklich nutzen können. Doch selbst im 
„Superwahljahr“ 2021 stoßen Menschen mit Behinderungen dabei teils noch auf Hürden.

Bundestagswahl – politische Teilhabe für alle
Barrierefreiheit wichtig für Mitwirkung von Menschen mit Einschränkungen – teils Wahlhilfen erforderlich

Auch komplizierte Unterlagen können Leute am Wählen hindern.
Foto: Halfpoint / Adobe Stock

das Recht, zur Unterstützung 
eine Hilfsperson auszusuchen; 
etwa aus dem Wahlvorstand. 
Soweit nötig, darf sie mit in die 
Wahlkabine. Dort führt sie nur 
die Wünsche des*der Wählen-
den aus, die Kenntnisse muss 
sie geheimhalten.  ele

Fragen an die Parteien
Am 26. September haben wir die Wahl! Aber wo soll ich 

bei der Bundestagswahl mein Kreuz machen? Der 
SoVD gibt Hilfestellung: SoVD-Präsident 
Adolf Bauer trifft diesen Sommer die 
Spitzenkandidat*innen und überprüft 
die Wahlprogramme auf deren sozial-
politischen Inhalte. Adolf Bauer fragt 
– die Kandidat*innen antworten. 

Dazu braucht der SoVD auch Ihre 
Fragen an die Parteien. Schicken 
Sie Ihre Anliegen per E-Mail an:  
bundestagswahl@sovd.de!

Eine Sonderseite bietet ab Mai 
Infos und Material zur Bundes-
tagswahl. Diese finden Sie unter: 
www.sovd.de/bundestagswahl.

Info

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Corona-Teilhabe-Fonds
Der Bundestag hat im letzten Jahr den Corona-Teilhabe-Fonds 

aufgelegt und dafür 100 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 
Von diesem Geld können Einrichtungen der Behindertenhilfe, 
Inklusionsbetriebe, Sozialkaufhäuser und gemeinnützige Sozi-
alunternehmen Leistungen zum Ausgleich der Pandemiefolgen 
erhalten – unter anderem für Fixkosten oder Personalaufwen-
dungen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales verlän-
gerte die Antragsfrist nun bis zum 31. Mai. 

Weitere Informationen und den Antrag auf Leistungen aus 
dem Fonds finden Sie unter: www.integrationsaemter.de.

Billiger Wohnraum fehlt
Immer weniger Sozialwohnungen im Angebot

Menschen mit niedrigem Einkommen haben immer weniger 
Chancen auf dem Wohnungsmarkt, da die Zahl der Sozialwohnun-
gen weiter zurückgeht. Besonders drastisch ist dieser Trend in den 
neuen Bundesländern. 

Nicht einmal mehr 60.000 
Sozialwohnungen gab es Ende 
2019 in den neuen Bundeslän-
dern. Vier Jahre zuvor waren es 
noch über 100.000. Das ergab 
eine Anfrage der Linksfrakti-
on an die Bundesregierung. In 
Sachsen-Anhalt ging die Zahl 
sogar um 70 Prozent auf nur 
noch 3.510 Wohnungen zurück.

Auch bundesweit ist der Trend 
eindeutig. Ende 2019 standen 
insgesamt 1,14 Millionen Woh-
nungen für Menschen mit der 
entsprechenden Berechtigung 
zur Verfügung. Allein in jenem 
Jahr wurden in Deutschland 
25.565 neue Sozialwohnungen 
gebaut, während parallel dazu 
64.456 Wohnungen aus der So-
zialbindung fielen.

Während viele ältere Sozial-
wohnungen zu regulärem Wohnraum umgewandelt werden, fehlt 
es an Neubauten mit sozialer Bindung. Für den Wohnungsbau sind 
die Länder zuständig, der Bund stellt für sozialen Wohnraum seit 
vergangenem Jahr Geld zur Verfügung – das aber oftmals nicht da-
für verwendet wird. Für den SoVD ist hier ein deutliches Umsteu-
ern nötig. Wie Verdrängung auf dem Wohnungsmarkt vor allem 
Menschen mit wenig Einkommen betrifft, hat der SoVD in seinem 
Gutachten „Wohnverhältnisse in Deutschland. Mietbelastung, so-
ziale Ungleichheit und Armut“ untersucht. Das Gutachten finden 
Sie unter: www.sovd.de/medien/broschueren.  str / dpa
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Im Ost herrscht ein Mangel an 
bezahlbaren Wohnungen.

Alltagshelden gesucht!
Noch bis zum 20. Juni können Preisträgerinnen und Preisträ-

ger von deutschlandweit rund 700 Auszeichnungen für freiwil-
liges Engagement für den Deutschen Engagementpreis nomi-
niert werden. Alle, die seit dem 1. Juni 2020 einen dieser Preise 
für bürgerschaftliches Engagement gewonnen haben, können 
ins Rennen um den Preis der Preise für bürgerschaftliches En-
gagement geschickt werden. 

Der Deutsche Engagementpreis ist der Dachpreis für bür-
gerschaftliches Engagement in Deutschland. Er würdigt alle 
Menschen in unserem Land, die sich freiwillig einbringen und 
all jene, die diesen Einsatz durch die Verleihung von Preisen 
unterstützen. Ziel ist es, die Anerkennungskultur in Deutschland 
zu stärken und mehr Menschen für ein freiwilliges Engagement 
zu begeistern. 

Weitere Informationen und Kontaktmöglichkeiten finden Sie im 
Internet unter www.deutscher-engagementpreis.de.

Engagement auf hohem Niveau

Corona belastet die Psyche

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend präsentierte aktuelle Daten zum 
freiwilligen Engagement in Deutschland. Vier von zehn Menschen brachten sich demnach 2019 
unentgeltlich für andere ein. Erstmals gab es dabei kaum Unterschiede zwischen den Geschlechtern.

Auch ohne Corona-Infektion leiden viele Menschen unter der Pandemie. Die Bundespsychothera-
peutenkammer vermeldet deutlich erhöhten Beratungsbedarf. Deren Präsident Dr. Dietrich Munz und 
SoVD-Präsident Adolf Bauer fordern gemeinsam einen Ausbau der Kapazitäten. 

Ob im Sport oder bei der 
Feuerwehr – die Menschen in 
Deutschland engagieren sich 
weiterhin mit Begeisterung 
freiwillig. Dem mittlerweile 
fünften Deutschen Freiwilligen-
survey des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) zufolge 
bekleideten im Jahr 2019 rund 
28,8 Millionen Menschen ein 
Ehrenamt. Das entspricht rund 
40 Prozent der Bevölkerung ab 
14 Jahren. 

Die Erhebung findet alle fünf 
Jahre statt und belegt seitdem 
einen kontinuierlichen Anstieg 
der freiwillig Engagierten. Zum 
ersten Mal seit Beginn der Er-
hebung im Jahr 1999 gibt es 
laut BMFSFJ kaum einen Un-
terschied zwischen den Ge-
schlechtern. Während sich in 
der Vergangenheit stets Män-
ner zu größeren Anteilen frei-
willig engagierten, ist im Jahr 
2019 erstmals kein statistisch 

Seit über einem Jahr bestim-
men die Corona-Pandemie und 
die Maßnahmen zur Bekämp-
fung den Alltag der Menschen 
in Deutschland. Kurzarbeit, 
wegbrechende Kontakte und 
Freizeitangebote sind nur ei-
nige der Faktoren, die Einzelne 
dabei psychisch belasten. 

Der Sozialverband Deutsch-
land und die Bundespsycho-
therapeutenkammer (BPtK) ver-
öffentlichten eine gemeinsame 
Pressemitteilung, in der sie zu 
einer stärkeren Berücksichti-
gung der sozialen und psychi-
schen Folgen der Corona-Maß-
nahmen aufrufen. 

„Zunehmende Einsamkeit, die 
Sorgen um die berufliche Zu-
kunft und die familiäre Belas-
tung nehmen weiter zu. Men-
schen mit und ohne psychische 
Erkrankungen geraten mehr 
und mehr an ihre Grenzen. Das 
kann und darf uns nicht egal 
sein“, so SoVD-Präsident Adolf 
Bauer. 

Dr. Dietrich Munz, Präsident 
der BPtK, wies darauf hin, dass 
durch Pandemiefolgen deut-
lich mehr Menschen psycho-
therapeutische Hilfe suchen 
würden. Nach einer Umfrage 
der Deutschen Psychothera-

signifikanter Geschlechterun-
terschied festzustellen (Frauen: 
39,2 Prozent; Männer: 40,2 Pro-
zent). Dies sei darauf zurückzu-
führen, dass die Anteile freiwil-
lig engagierter Frauen stärker 
gestiegen sind. 

peutenvereinigung vom Januar 
2021 erhielten niedergelas-
sene Psychotherapeut*innen 
deutlich mehr Anfragen als 
im Januar 2020. Stellten 
Patient*innen im vergangenen 
Jahr im Schnitt 4,9 Anfragen 
pro Woche, waren es 2021 6,9. 
Patient*innen müssten jedoch 
oft monatelang auf einen Ter-
min warten, da es an zugelas-
senen Psychotherapeut*innen 
fehle. 

Bereits im Dezember veröf-
fentlichte der SoVD eine Stu-

Angenähert haben sich auch 
die Engagementquoten in Ost- 
und Westdeutschland. Die Dif-
ferenz zwischen Ost (37 Pro-
zent) und West (40,4 Prozent)
liegt nur noch bei gut drei Pro-
zentpunkten. jos

die, in der er die Einsamkeits-
gefühle in der Bevölkerung 
untersuchte. Darin stellte er 
fest, dass diese schon vor der 
Pandemie bei allen Altersgrup-
pen zugenommen haben. Coro-
na dürfte diesen Trend deutlich 
verschärft haben. 

Nötig seien eine bessere 
Versorgung und mehr Behand-
lungsplätze für Menschen, die 
psychotherapeutische Hilfe su-
chen, sind sich SoVD-Präsident 
Adolf Bauer und BPtK-Präsident 
Dietrich Munz einig.  str

Millionen Menschen in Deutschland setzen sich weiterhin für andere ein

SoVD und Psychotherapeutenkammer fordern eine bessere Versorgung

Mit gutem Beispiel voran: Viele gesellschaftliche Bereiche wären 
ohne ehrenamtlich Engagierte gar nicht denkbar.
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Menschen, die in der Corona-Pandemie psychotherapeutische Un-
terstützung suchen, haben es schwer, einen Termin zu bekommen. 

Foto: H_Ko / Adobe Stock
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Betreute erhalten mehr Rechte
Im März beschloss der Bundestag eine aus Sicht des SoVD überfällige Reform des Betreuungsrechts. 

Die Änderungen sollen betreuten Personen mehr Mitsprache in ihren Angelegenheiten und größere  
Selbstbestimmung ermöglichen. Die neuen Regelungen treten 2023 in Kraft.

Die Reform räumt den Wün-
schen der Betroffenen einen 
größeren Stellenwert ein. 
Künftig sollen die Interessens-
bekundungen der zu betreun-
den Person bei der Auswahl 
des Betreuers berücksichtigt 

werden. Zudem werden die 
Aufgaben des Betreuers stär-
ker auf die Unterstützung und 
Anleitung zur Selbstständigkeit 
ausgerichtet. Stellvertretende 
Entscheidungen des Betreuers 
sollen die Ausnahme sein. 

Der SoVD sieht das als einen 
Schritt weg vom ersetzenden 
Handeln des Betreuers hin zu 
einer unterstützten Entschei-
dungsfindung der betreuten 
Person. 

Zudem werden betreuende 
Personen durch die Reform ver-
pflichtet, regelmäßigen Kontakt 
zum Betreuten zu pflegen und 
einen Jahresbericht zu verfas-
sen, den beide Parteien mitei-
nander besprechen. 

Der SoVD begrüßt ausdrück-
lich, dass es nach der Reform 
zukünftig nicht mehr ausreicht, 
dass eine betreute Frau der 
Sterilisation lediglich nicht 
widerspricht. „Wir haben in der 
Vergangenheit immer wieder 
thematisiert, dass diese Neu-
regelung erforderlich ist, weil 
durch sie das Selbstbestim-
mungsrecht von Menschen mit 
Behinderungen gestärkt wird“, 
stellte SoVD-Präsident Adolf 
Bauer in einer Reaktion fest. 

Unterstützung statt Bevormundung – Bundestag verabschiedet Reform

Interview

___Was genau bedeutet deine 
Erkrankung für dich?

Das ist eine Art Muskel-
schwund, wo sich die Muskeln 
erst sehr schnell aufbauen und 
dann nach und nach wieder 
abbauen, bis eben auch die At-
mung irgendwann zum Stillstand 
kommt. Durch technische Geräte 
kann man weiter beatmet wer-
den, sodass man genug Luft zum 
Atmen bekommt. Ich sitze seit 22 
Jahren im Rollstuhl, an dem sich 
auch ein mobiles Sauerstoffge-
rät befindet. Das wirkt auf die 
Menschen oft etwas befremdlich. 

Sie gucken einfach komisch, ge-
rade weil ich beatmet bin und 
ich einen Schlauch am Rollstuhl 
hängen habe, wo ich mir jeder-
zeit Luft nehmen könnte. Mich 
stört es schon gar nicht mehr, 
ich ignoriere das einfach. Ich 
würde mir aber wünschen, dass 
die Menschen mich einfach mal 
ansprechen und mich fragen, was 
sie interessiert.

___Noch immer erfüllen 95 
Prozent der Unternehmen ihre 
Schwerbehindertenquote nicht 
und 25 Prozent beschäftigen 

sogar keinen einzigen Men-
schen mit Behinderung. Was 
muss passieren, damit Men-
schen mit Behinderungen auf 
dem Arbeitsmarkt besser Fuß 
fassen können?

Aus meiner Sicht gibt es drei 
Dinge, die unbedingt passieren 
müssen. Zunächst einmal müssen 
wir in Deutschland noch einiges 
für das Thema Barrierefreiheit 
tun. Damit meine ich aber nicht 
nur bauliche Barrierefreiheit, 
sondern vor allem auch digitale 
Barrierefreiheit. Außerdem müs-
sen wir dafür sorgen, dass Men-
schen mit Behinderungen als 
vollwertige Menschen wahrge-
nommen werden. Damit das pas-
siert, braucht es aber persönliche 
Begegnungen, die dabei helfen, 
Vorurteile und Ängste abzubauen. 
Das gelingt allerdings nur, wenn 
die Ausgleichsabgabe deutlich 
erhöht wird. Wenn Arbeitgeber 
schwerbehinderte Menschen 
nicht freiwillig einstellen wollen, 
muss ihnen das richtig wehtun.    

___Hat dich deine Behinde-
rung in deiner Berufswahl ein-
geschränkt?

Ja, ich wollte eigentlich gerne 
Polizist werden oder zur Bun-
deswehr gehen. Dafür wäre aber 
ein Leistungstest nötig gewesen. 
Das war mit meiner Behinde-
rung so natürlich nicht möglich. 
Ich habe mich dann für eine 
Ausbildung zum Bürokaufmann 
entschieden, weil ich mir damit 
die besten Möglichkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt ausgerechnet 
hatte. Dass ich dann nach der 
Ausbildung fünf Jahre lang ar-
beitslos sein würde, hätte ich so 
nicht gedacht.

___Was glaubst du, warum es 
in den fünf Jahren mit der Job-
suche nicht geklappt hat?

Das ist eine gute Frage. Ich 
habe immer Bewerbungen ge-
schrieben. Bestimmt 50 bis 100 
Stück in den fünf Jahren. Entwe-
der wurde gar nicht geantwor-
tet oder sie haben sich für wen 
anderes entschieden. Zweimal 
war ich zu einem Vorstellungs-
gespräch eingeladen. Die waren 
dann sehr überrascht, als sie ge-
sehen haben, dass ich im Roll-
stuhl sitze, obwohl das im Be-
werbungsschreiben stand. Leider 
bin ich coronabedingt zurzeit 
wieder arbeitslos, aber ich hoffe, 
dass es diesmal nicht so lange 
dauert, bis ich etwas Neues finde. 

___Auf welche Barrieren bist 
du während deiner Schulzeit 
gestoßen?

Die größte Hürde war die 
mangelhafte Barrierefreiheit. Ich 
musste die vierte Klasse wieder-
holen, weil die Hauptschule, auf 
die ich wechseln sollte, keinen 
Fahrstuhl hatte. Der musste erst 
gebaut werden und das hat dann 
gedauert. Menschlich habe ich 
aber nie schlechte Erfahrungen 
gemacht. Ich wurde auf allen 
Schulen super aufgenommen. 
Gemobbt oder so wurde ich nie. 
Ich weiß aber, dass das auch 
ganz anders sein kann. Das ist 

Sebastian Freese ist seit zweieinhalb Jahren 1. Bundesjugendvorsitzender des SoVD. Der 32-Jährige 
ist an der sogenannten Muskeldystrophie Duchenne im Gürtelbereich erkrankt. Den Europäischen 
Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung am 5. Mai nahmen wir zum Anlass, uns 
mit dem gebürtigen Husumer über seine Erfahrungen und Wünsche zu unterhalten.   

„Wir geben jungen Menschen eine Stimme!“

Sebastian Freese ist Bundesvorsitzender der SoVD-Jugend. Seit 
er zehn Jahre alt ist, sitzt er im Rollstuhl und kennt mangelnde 
Barrierefreiheit daher bereits aus seiner Schulzeit.

Foto: Christian Draheim

traurig, denn eigentlich sollte 
die Behinderung ja überhaupt 
keine Rolle spielen. Daran merkt 
man aber, dass wir doch noch 
ein gutes Stück weit von einer 
inklusiven Gesellschaft entfernt 
sind. Umso wichtiger ist es, dass 
behinderte und nicht behinder-
te Kinder gemeinsam zur Schule 
gehen. Nur so kann das irgend-
wann zur Normalität werden. 

___Wie stellst du dir eine in-
klusive Gesellschaft vor?

Inklusion bedeutet für mich, 
dass Vielfalt ganz normal ist und 
jeder Mensch so behandelt wird, 
wie er ist. Wenn wir es irgend-
wann schaffen, dass wir nicht 
mehr zwischen Menschen mit 
und ohne Behinderungen unter-
scheiden, sondern es einfach nur 
noch Menschen gibt, wo jeder für 
sich einzigartig ist, dann haben 
wir eine inklusive Gesellschaft. 
In meinem Bekanntenkreis ver-
gessen die Leute oft meine Be-
einträchtigung. Sie sagen dann: 
„Kannst du mal dies oder das 
holen?“ Ich muss dann zwar oft 
sagen, dass ich das nicht kann, 
aber das ist für mich Inklusion. 

___Was wünschst du dir für 
die Zukunft?

Ich wünsche mir, dass die Be-
lange von Kindern und Jugendli-
chen mit und ohne Behinderun-
gen von der Politik endlich ernst 
genommen werden. Aus meiner 
Sicht haben die vergangenen 
Monate sehr deutlich gezeigt, wie 
wichtig es ist, dass wir als SoVD 
jungen Menschen eine Stimme 
geben. Vor allem hoffe ich aber, 
dass die Corona-Pandemie nicht 
dazu führt, dass am Ende beim 
Thema Inklusion gespart wird. 
Gerade die schulische Inklusion 
ging schon vor Corona nur sehr 
schleppend voran. Hier wünsche 
ich mir ganz klar ein deutliches 
politisches Signal.

Interview: Christian Draheim

Die Jugend im SoVD
Die SoVD-Jugend wurde vor 50 Jahren als integ Jugend 

gegründet. Ihr gehören automatisch alle Verbandsmitglieder 
an, die ihr 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die 
Jugendorganisation steht für ein gleichberechtigtes Mitein-
ander aller Menschen und engagiert sich gegen Ungerech-
tigkeiten, Ausgrenzungen, Benachteiligungen und Diskrimi-
nierungen. Sie setzt sich für eine inklusive und solidarische 
Gesellschaft ein, die allen jungen Menschen – mit und ohne 
Behinderung – Chancengleichheit ermöglicht.

Betreuer*in und die betreute Person sollen sich künftig häufiger 
austauschen und gemeinsam über den Jahresbericht sprechen. 

Foto: Monkey Business / Adobe Stock 
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Gestiegener Bedarf 
an Grundsicherung

Mehr Menschen waren auf Leistungen angewiesen

Im Dezember vergangenen Jahres erhielten knapp 1,1 Millionen 
Menschen Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung. Nach Angaben des Statistischen Bundesamts waren das 
knapp 14.000 Personen (1,3 Prozent) mehr als im Vorjahr.

Anspruch auf Grundsicherung 
haben Menschen, die dauerhaft 
voll erwerbsgemindert sind 
oder im Alter ihren Lebensun-
terhalt nicht aus eigenem Ein-
kommen und Vermögen sicher-
stellen können. Etwas weniger 
als jede*r Zweite (48,7 Prozent) 
erhielt eine entsprechende  
Leistung zuletzt aufgrund einer 
dauerhaft vollen Erwerbsmin-
derung. 

Diese Form der Grundsiche-
rung greift für Personen im Al-
ter von 18 Jahren bis unter die 
Rentenaltersgrenze. Betroffene 
können etwa aufgrund einer 
Krankheit oder Behinderung 
für einen nicht absehbaren 
Zeitraum täglich keine drei 
Stunden unter den üblichen Be-
dingungen des allgemeinen Ar-
beitsmarktes erwerbstätig sein.

Die andere Hälfte (51,3 Prozent) der Leistungsbeziehenden er-
hielt Grundsicherung im Alter. Der durchschnittliche Bruttobedarf 
bei Grundsicherung im Alter lag der Bundesregierung zufolge im 
Juni 2020 bei 828 Euro. Hierbei gab es in den einzelnen Bun-
desländern jedoch deutliche Unterschiede. So war der Durch-
schnittswert etwa in Sachsen mit 741 Euro am niedrigsten und in 
Hamburg mit 909 Euro am höchsten. Der Wert variiert aufgrund 
der unterschiedlichen Höhe der Lebenshaltungskosten, wie zum 
Beispiel Mietenzahlungen. dpa / jos

Foto: Ingo Bartussek / Adobe Stock

Immer mehr Menschen kommen 
ohne Grundsicherung im Alter 
nicht mehr über die Runden.

Schulungen des SoVD
Bildungsangebote des Verbandes online zugänglich

Der SoVD schult sein Haupt- und Ehrenamt in vielfältigen Be-
reichen. Einen Überblick bietet der Seminarkalender, der über die 
Homepage des Verbandes unter www.sovd.de zu finden ist. Die 
meisten Veranstaltungen sind als Onlinekurse geplant. 

Der SoVD-Bundesverband bietet haupt- und ehrenamtlich Akti-
ven im Verband Möglichkeiten zur Weiterbildung und zum Erfah-
rungsaustausch. Dabei beleuchtet er verschiedene Facetten der 
Verbandsarbeit und nimmt die besonderen Herausforderungen 
durch die Corona-Krise in den Blick. Die Kurse zur Steuererklärung 
für gemeinnützige Körperschaf-
ten im Mai sind bereits ausge-
bucht – für alle anderen Forma-
te sind noch Plätze verfügbar. 
Dazu zählen „Kampagnenarbeit 
in Pandemiezeiten“, „Interes-
senvertretung“, eine Schulung 
zu Fragen der Gemeinnützig-
keit und eine Finanzschulung 
mit dem Schwerpunkt „elektro-
nisches Kassenbuch“. 

In den Kursen vermitteln 
Beschäftigte des SoVD-Bun-
desverbandes sowie externe 
Expert*innen den Stoff. Die Teil-
nahme ist bequem von zu Hause 
aus mit Laptop und Internetver-
bindung über „Zoom“ möglich. 

Anmeldung und mehr Infor-
mationen unter www.sovd.de/
gemeinschaft/seminare. 

Gruppenarbeit im Rahmen einer 
Schulung des SoVD.

Pflegekräfte warten auf Prämie
Beschäftigte im Pflegebereich sollten aufgrund der Corona-Pandemie bis Ende vergangenen Jahres 

eine Prämie erhalten. Laut einer Studie der Gewerkschaft ver.di hätten viele Pflegekräfte jedoch noch 
immer kein Geld erhalten. Das betreffe vor allem private Dienste in der ambulanten Altenpflege.

Sylvia Bühler, Mitglied im 
Vorstand der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft (ver.di), 
kritisierte, dass ausgerechnet 
Beschäftigte, die oft nur den 
Mindestlohn bekämen, damit 
benachteiligt würden. Sie seien 
in der Corona-Pandemie extrem 
gefordert und dadurch auch be-
sonders gefährdet.

Die Prämie von bis zu 1.500 
Euro wird von Bund und Län-
dern finanziert, die Auszahlung 
läuft über die Arbeitgeber*innen. 
Ziel war laut ver.di eine Auszah-
lung bis Ende Dezember ver-
gangenen Jahres. Die Gewerk-
schaft verwies auf eine Studie 
zu Löhnen in mehr als 1.000 
Pflegediensten, nach der bis zu 
diesem Zeitpunkt noch mehr als 
40 Prozent der Beschäftigten auf 
die Prämie warteten.

Der Arbeitgeberverband Pfle-
ge, der die großen Branchenun-

ternehmen vertritt, versicher-
te, seine Mitglieder hätten die 
Prämie gezahlt. Dafür seien sie 
teils in Vorleistung gegangen, 
wenn das jeweilige Bundesland 

seinen Anteil noch nicht gezahlt 
habe. Die Frist zur steuerfreien 
Zahlung der Prämie sei bis zum 
30. Juni dieses Jahres verlängert 
worden. dpa / jos

Gewerkschaft ver.di kritisiert Ausbleiben der staatlich finanzierten Leistung

Beschäftigte etwa in der Altenpflege sollten eine Corona-Prämie 
erhalten. Offensichtlich warten viele jedoch noch immer darauf.

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Keine höhere Ausgleichsabgabe
Die Abgabe sollen Betriebe dazu animieren, Menschen mit Schwerbehinderung anzustellen. Die 

derzeitige Höhe von 360 Euro wird vom SoVD als zu niedrig kritisiert, um die gewünschte Wirkung 
zu entfalten. Umso enttäuschender, dass die angekündigte Erhöhung nun vom Tisch ist. 

Anders als im Dezember in 
Aussicht gestellt (siehe Soziales 
im Blick 01/2021, S. 6), müssen Ar-
beitgeber künftig keine höhere 
Abgabe zahlen, wenn sie keine 
schwerbehinderten Menschen 
beschäftigen. Trotz der Ankündi-
gung von Arbeits- und Sozialmi-
nister Hubertus Heil (SPD) findet 
sich die Verdopplung der Abga-
be von monatlich 360 auf 720 
Euro nicht im letzten Entwurf 
des Teilhabestärkungsgesetzes. 

Der Entwurf enthält zwar 
gute Ansätze wie die gesetz-
liche Verankerung eines Zu-
trittsrechts für Blindenführ- 
und andere Assistenzhunde in 
Geschäfte, die Regelungen für 
den Arbeitsmarkt bleiben aber 
weit hinter dem aus SoVD-Sicht 
Notwendigen zurück. 

Weniger Geld für 
barrierefreie Arbeitsplätze?

Statt eine neue, höhere Stu-
fe der Ausgleichsabgabe ein-
zuführen, sind im Gesetz nun 
lediglich „Ansprechstellen“ für 
Unternehmen vorgesehen, die 
aus der Ausgleichsabgabe finan-
ziert werden sollen. So könnte 
künftig noch weniger Geld für 
die Unterstützung der behin-
derten Beschäftigten selbst in 
den Betrieben, beispielsweise 
für technische Arbeitsplatz-

ausstattungen, zur Verfügung 
stehen. „Die unterlassene Erhö-
hung der Ausgleichsabgabe ist 
umso bitterer für die Betroffe-
nen“, so SoVD-Präsident Adolf 
Bauer in einer Reaktion. 

Durch Corona mehr 
Arbeitslose mit Behinderung

Die Lage von Menschen mit 
Behinderung hat sich in der 
Corona-Pandemie verschlech-
tert. Sie waren schon vor Coro-
na überdurchschnittlich häufig 
arbeitslos. Die Zahlen steigen 
coronabedingt seit Monaten 
deutlich an. Im März betrug 

der Anstieg 12 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat, 
stellt SoVD-Referentin Claudia 
Tietz fest. 

Ohne eine erhöhte Quote als 
Druckmittel fürchtet der SoVD, 
dass die Inklusion auf dem Ar-
beitsmarkt weiter erschwert 
wird. „Die gesetzliche Beschäf-
tigungsquote für Menschen mit 
Behinderung ist seit Jahren un-
erfüllt.“ Ein Viertel aller Betrie-
be, die beschäftigungspflichtig 
wären, beschäftige überhaupt 
keinen schwerbehinderten 
Menschen, verdeutlicht Claudia 
Tietz das Problem.  str

Arbeitsminister Heil setzt Versprechen nicht um – scharfe Kritik vom SoVD

Oft fehlt es noch an behindertengerechten Arbeitsplätzen. Ohne 
erhöhte Ausgleichsabgabe dürfte der Mangel weiter bestehen. 

Foto: Andi Weiland / Gesellschaftsbilder.de
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Am 17. Mai wird Dr. Helmhold 
Seidlein 75 Jahre alt. Der 1. Vor-
sitzende des SoVD Mecklen-
burg-Vorpommern engagiert 
sich neben seinen Ämtern im 
Landesverband zudem als Bei-
sitzer im Bundesvorstand sowie 
im Sozialpolitischen Ausschuss 
(SPA) des Bundesverbandes. In 
wenigen Wochen begeht Dr. 
Seidlein ein weiteres Jubiläum, 
dann gehört er dem SoVD seit 
genau 20 Jahren an.

Personalien

Trugen zum Erfolg der Tagung bei (v. li.): Alfred Bornhalm, Ulrich 
Hase, Tan Ćağlar, Michaela Pries und Samuel Koch. Michaela Pries 
ist die neue Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung.

Foto: SoVD

Schleswig-Holstein

Dr. Helmhold Seidlein

Eine unvollendete Reform
Ende März stimmte der Bundesrat dem neuen Personenbeförderungsgesetz zu. Dieses sieht unter 

anderem auch Verbesserungen im Bereich der Barrierefreiheit vor. Der SoVD kritisiert jedoch, dass 
der Gesetzgeber Mindeststandards zur Barrierefreiheit von Fahrzeugen nur unzureichend benennt 
– also etwa zu Stellflächen von Rollstühlen im öffentlichen Verkehr.

Die Reform des Personen-
beförderungsrechtes hatte der 
SoVD von Anfang an aktiv be-
gleitet (siehe Soziales im Blick 
02/2021, Seite 5). Viele Ansätze 
des Gesetzgebers begrüßte der 
Verband dabei ausdrücklich. So 
wird unter anderem der soge-
nannte gebündelte Bedarfs-

verkehr als neue Form des Ge-
legenheitsverkehrs gesetzlich 
ermöglicht. Fahrgäste werden 
hierbei auf vorherige Bestellung 
„gebündelt“ befördert, meist ge-
schieht das mit kleinen Fahr-
zeugen. Für diese wie für Taxis 
schreibt das Gesetz erstmals 
Barrierefreiheit vor. 

Damit rollstuhlnutzende Men-
schen entsprechende Angebo-
te von Taxis oder Mietwagen 
künftig tatsächlich wahrnehmen 
können, müssen hierfür jedoch 
dringend einheitliche Mindest-
standards vorgegeben und ent-
sprechend normiert werden – 
etwa zum Platzbedarf oder zu 
Stellflächen für Rollstühle. Auf 
diese Notwendigkeit wiesen 
VdK-Präsidentin Verena Bentele 
und SoVD-Präsident Adolf Bauer 
in einem gemeinsamen Brief so-
wohl die Ministerpräsidenten der 
Länder als auch den Präsidenten 
des Bundesrates noch einmal ex-
plizit hin. 

Mit ihren Forderungen dran-
gen die Verbände nur zum Teil 
durch. Nachdem der Bundesrat 
das Personenbeförderungsge-
setz Ende März verabschiedet, 
bleibt die Reform hinsichtlich 
der Standards zur Barrierefrei-
heit somit unvollendet. Bei der 
konkreten Umsetzung der Vor-
gaben in der Praxis sind nun die 
Kommunen gefordert. jos

Im Personenbeförderungsgesetz fehlen Mindeststandards zur Barrierefreiheit

Wer bei Beförderungsangeboten Barrierefreiheit vorschreibt, sollte 
auch Vorgaben dazu machen, wo etwa ein Rollstuhl Platz findet.

Foto: M.V.schiuma / Adobe Stock

Aktiv für Demokratie 
und Toleranz

Seit über 20 Jahren widmet sich das Bündnis für Demokra-
tie und Toleranz der Aufgabe, zivilgesellschaftliches Enga-
gement sichtbar zu machen und möglichst viele Menschen 
zum Mitmachen zu ermutigen. Dabei helfen soll der Wettbe-
werb „Aktiv für Demokratie und Toleranz“. Gesucht werden in 
diesem Jahr unter anderem Projekte, die Herausforderungen 
durch die Pandemie meistern und Chancen nutzen sowie den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern und einer Spal-
tung entgegenwirken.

Wer sich an dem Wettbewerb beteiligen möchte, kann dies 
noch bis zum 27. Juni tun. Weitere Informationen sowie die  
Anmeldung über ein Kontaktformular sind im Internet unter: 
www.buendnis-toleranz.de möglich.

Die Tagung fand mit rund 20 
Gästen im Rendsburger Hotel 
ConventGarten sowie parallel 
als Livestream statt und machte 
eines deutlich: Das Verständ-
nis für Inklusion ist in der Ge-
sellschaft insgesamt gestiegen, 
dennoch werden Menschen mit 
Behinderungen noch immer zu 
häufig diskriminiert. Um mehr 
Teilhabe zu ermöglichen, müs-
sen vor allem auf kommunaler 
Ebene entsprechende Struktu-
ren aufgebaut werden. 

Inklusive Gesellschaft 
noch immer nicht erreicht

Zu der Veranstaltung am 26. 
März begrüßte Alfred Bornhalm, 
Landesvorsitzender des SoVD 
Schleswig-Holstein, die Gäste 
vor Ort und vor den Monitoren: 
„Heute geht es um die Stimmen 
vieler. Heute vor zwölf Jahren 
trat die UN-Behindertenrechts-
konvention in Kraft. Vieles wur-
de seither auf den Weg gebracht, 

um Menschen mit Behinderung 
ein selbstbestimmtes Leben und 
eine gleichberechtigte Teilhabe 
zu ermöglichen. Doch auch 2021 
ist Deutschland noch keine in-
klusive Gesellschaft, wenngleich 
es Fortschritte gibt.“

Ministerpräsident Günther:
Barrieren abbauen!

In seinem Grußwort betonte 
der schleswig-holsteinische Mi-
nisterpräsident Daniel Günther 
(CDU) den politischen Willen, zu-
künftig noch mehr zu erreichen: 
„Unser Ziel als Landesregierung 
ist es, Schleswig-Holstein noch 
inklusiver zu machen, Barrieren 
abzubauen, ein Bewusstsein zu 
schaffen für die Belange von 
Menschen mit Behinderung und 
echte Partizipation zu ermögli-
chen.“

Über eigene Erfahrungen mit 
Barrieren und Vorurteilen be-
richtete im Rahmen der Tagung 
auch der Schauspieler Samuel 

Koch. Der aus Frankfurt zuge-
schaltete hessische Landtags-
abgeordnete Bijan Kaffenberger 
(SPD) ergänzte Kochs Ausfüh-
rungen mit der Hoffnung, dass 
sich die Sichtbarkeit von Men-
schen mit Behinderungen in un-
serer Gesellschaft erhöht. Allein 
das wären Kaffenberger zufolge 
Symbole für Inklusion. 

Informationsbedarf vor allem 
auf kommunaler Ebene

Den inhaltlichen Schwerpunkt 
der Tagung bildete eine landes-
weite Umfrage. Diese zeigte, 
dass auf Landesebene das Ver-
ständnis für Inklusion schon vo-
rangeschritten ist, jedoch nicht 
auf kommunaler Ebene. Dort 
bestehe nach wie vor großer 
Informationsbedarf zu den The-
men Inklusion, Barrierefreiheit 
und Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention.  

So sei etwa im sozialen und 
privaten Wohnungsbau Barrie-

refreiheit trotz bestehender ge-
setzlicher Verpflichtungen bis-
her leider kaum ein Thema. Hier 
fehlen meist Sanktionsmecha-
nismen und stärkere Richtlinien. 
Damit Menschen mit Behinde-
rungen mitentscheiden können, 
müssen Beteiligungsformate 
barrierefrei angeboten werden. 
Alfred Bornhalm sprach sich 
daher für entsprechende Foren 
auf kommunaler Ebene aus, die 
einen Austausch gewährleisten.

Gemeinsam mit dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung, Prof. Dr. Ulrich Hase, 
veranstaltete der SoVD Schleswig-Holstein die Tagung „Stimmen zur Inklusion 2021“. Dabei beton-
ten sowohl der schleswig-holsteinische Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) als auch der SoVD-
Landesvorsitzende Alfred Bornhalm ihren Willen, das Land noch inklusiver zu machen. Der aus dem 
Amt scheidende Uli Hase riet hierbei zu Gesprächen auf Augenhöhe. Vor allem aber, so Hase, passiere 
meist nichts von heute auf morgen, doch steter Tropfen höhle auch im Bereich Inklusion den Stein.

Inklusion – steter Tropfen höhlt den Stein

Für Ulrich Hase war es die 
letzte Tagung in seiner Funkti-
on als Landesbeauftragter für 
Menschen mit Behinderung. 
Ihm folgt Michaela Pries nach. 
Aus seiner 26-jährigen Amts-
zeit gab Hase eine wichtige Er-
kenntnis preis: „Nichts passiert 
von heute auf morgen. Doch 
steter Tropfen höhlt den Stein.“ 
Wichtig sei, dass Menschen mit 
Behinderung auf Augenhöhe ins 
Gespräch kommen könnten.
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Ehrenamtlicher Einsatz in der Pandemie
Ehrenamtlich Aktive des SoVD engagieren sich während der Corona-Pandemie in einem zusätzlichen, niedersachsenweiten Projekt: In rund fünfzig SoVD-Orts- und 

-Kreisverbänden bieten sie seit Februar für ältere und mobilitätseingeschränkte Menschen Fahr- und Begleitdienste zu den Corona-Impfzentren an.

Was passiert, wenn 
Senior*innen nicht eigenstän-
dig zum Impfzentrum fahren 
können? Diesem Problem ha-
ben sich etwa fünfzig SoVD-
Orts- und -Kreisverbände in 
Niedersachsen angenommen, 
von Himmelpforten im Norden 
bis zu Bartolfelde im Harzvor-
land. In kurzer Zeit haben sie ei-
nen kostenfreien Fahr- und Be-
gleitservice ins Leben gerufen, 
um unkompliziert zu helfen. 

Mancherorts war die Nach-
frage von Anfang an groß: „Un-
sere Mitglieder sind über das 
Angebot sehr erfreut, und wir 
bekommen nach den jeweili-
gen Fahrten zum Impfzentrum 
nur positive Rückmeldungen“, 
beschreibt Heinrich Schlüter-
busch, Ortsvorsitzender in Su-
lingen, den Start des Projekts. 
Vorstandsmitglieder und ande-
re ehrenamtliche Helfer*innen 
aus allen beteiligten Orts- und 
Kreisverbänden nehmen seit 
Februar Terminanfragen entge-
gen, koordinieren die Fahrten 
und fahren Impflinge zu den 
Impfzentren und wieder nach 
Hause. „Ich begleite alle Perso-
nen durch den gesamten Impf-
vorgang in Stade und helfe auch 
beim Ausfüllen der Formulare“, 

schildert Günter Grootjans, 
Vorsitzender im Ortsverband 
Himmelpforten. Auch in Han-
nover-Land und -Stadt wurde 
der Fahrservice von Beginn an 
rege angenommen – fünf eh-
renamtliche Fahrer*innen sind 
dafür seit Wochen regelmäßig 
im Einsatz. „Dass wir das Prob-
lem der An- und Rückreise mit 
einem einfachen Telefonanruf 
lösen konnten, freut uns sehr. 
Wir sind deshalb sehr dankbar 
für die schnelle und unkompli-
zierte Hilfe des SoVD“, sagt das 
Ehepaar Ursula und Werner Ake-
mann aus Hannover-Bothfeld. 
Die beiden über 85-Jährigen 
wurden ins 17 Kilometer ent-
fernte Impfzentrum gefahren. 
„Es macht Freude, wenn man in 
schwierigen Zeiten Menschen 
helfen kann“, heißt es aus dem 
Ortsverband Hannover-Groß-
Buchholz/Bothfeld.

In Nienhagen unterstützen 
sieben Ehrenamtliche den 
SoVD-Fahrservice zum Impf-
zentrum nach Celle. Annette 
Albrecht-Kesselhut aus dem 
Ortsvorstand freut sich über die 
Rückmeldung der Fahrgäste: 
„Sie sind froh, dass da jemand 
ist, den sie kennen und der sich 
kümmert. Gerade die Unsicher-

heit, was sie im Impfzentrum er-
wartet, können wir ihnen durch 
die Begleitung bis zum Eingang 
nehmen.“ Heinz-Ulrich Kabrodt, 
Ortsvorsitzender in Knesebeck, 
hat auf seinen zahlreichen 
Fahrten meistens Senior*innen 
aus abseits gelegenen Dörfern 
zum Impfzentrum nach Gifhorn 
begleitet: „Mit dem ÖPNV von 
dort nach Gifhorn zu kommen, 
ist zwar möglich, aber sehr zeit-
aufwendig“, berichtet er. „Die 
Resonanz ist durchweg positiv 
und vor allen dankbar“, fasst  
Kabrodt zusammen. 

„Es tut gut, die ‚helfen-
de Hand‘ zu reichen!“, findet  
Dagmar Scheffczyk, Vorsitzende 
im Ortsverband Stelle. Auch für 
Paul Speich, den Ortsvorsitzen-
den im ostfriesischen Emden ist 
es „ein schönes Gefühl, hilfsbe-
dürftigen Menschen zur Seite 
zu stehen.“ Er kündigt an: „Wir 
werden den Fahr- und Begleit-
dienst zum Impfzentrum für 
alle hilfsbedürftigen Mitglieder 
und Nicht-Mitglieder so lange 
anbieten wie nötig.“ 

Eine Übersicht, welche SoVD- 
Orts- und -Kreisverbände in 
Niedersachsen einen Fahr- und 
Begleitdienst anbieten, gibt es 
unter: www.sovd-nds.de.  sam

NiedersachsenNDS

Foto: Klaus Müller

In der Samtgemeinde Ahlden hat Pastorin Mirja Rohr den Kirchbus für den Fahrservice zur Verfügung 
gestellt. Auf dem Bild zu sehen sind (v. l. n. r.) Jürgen Hestermann, Vorsitzender des Kreisverbands Hei-
dekreis, Mirja Rohr und Heinrich Plesse aus Hodenhagen, der sich ehrenamtlich als Fahrer engagiert. 

Foto: Ute Ehresmann

Zusammen mit anderen Ehrenamtlichen ist Ute Ehresmann,  
2. Ortsvorsitzende in Groß-Buchholz/Bothfeld, in Hannover-Stadt 
im Einsatz. Im April fuhr sie dieses Paar zum Impfzentrum.

Foto: Senra Gudzevic

Emira Gudzevic engagiert sich beim Ortsverband Stelle und unter-
stützt den Fahr- und Begleitservice als Fahrerin. Bei ihrem ersten 
Einsatz begleitete sie Günter Dehling zum Impfzentrum.

Foto: Berko Härtel

Das Ehepaar Gisela und Heinrich Kruse wurde von Heinz-Ulrich 
Kabrodt, Vorsitzender des Ortsverbands Knesebeck, zum rund  
35 Kilometer entfernten Impfzentrum in Gifhorn gefahren (v. l. n. r.).

Foto: Grete Speich 

In Emden sind drei Fahrer für den SoVD im Einsatz. Ortsverbands-
vorsitzender Paul Speich (im Bild) und der gesamte Vorstand  
freuen sich, hilfsbedürftigen Menschen zur Seite zu stehen.

Foto: Dietmar Kempf 

Beim SoVD-Ortsverband Nienhagen unterstützen insgesamt sieben ehrenamtliche Fahrer*innen den 
Fahr- und Begleitdienst zum Impfzentrum in Celle. Die Ehrenamtlichen begleiten und befördern auch 
mobilitätseingeschränkte Personen, die auf einen Rollator als Gehhilfe angewiesen sind.
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Noch zu wenig angeboten
Obwohl Arbeitgeber bereits seit 2004 verpflichtet sind, länger erkrankten Beschäftigten ein be-

triebliches Eingliederungsmanagement (BEM) anzubieten, gibt es nach Feststellung des SoVD in 
einigen Bereichen noch „Luft nach oben“, besonders in Klein- und Mittelbetrieben.

Das BEM soll dazu dienen, 
die Beschäftigungsfähigkeit 
und die Gesundheit der 
Arbeitnehmer*innen zu er-
halten und zu fördern. Gleich-
zeitig trägt es dazu bei, durch 
frühzeitige und sachgerechte 
Maßnahmen die Arbeitsplätze 
möglichst zu sichern.

Der Arbeitgeber muss allen 
Beschäftigten, die innerhalb 
eines Jahres länger als sechs 
Wochen ununterbrochen oder 
wiederholt arbeitsunfähig sind, 
ein BEM anbieten. Er muss klä-
ren, „wie die Arbeitsunfähigkeit 
möglichst überwunden werden 
und mit welchen Leistungen 
oder Hilfen erneuter Arbeitsun-
fähigkeit vorgebeugt und der 
Arbeitsplatz erhalten werden 
kann.“ Die Einzelheiten sind 
in jedem Betrieb und in jeder 
Dienststelle nach den jeweili-
gen Umständen in angemesse-
ner Form festzulegen. Wichtig 
ist die gesetzlich vorgeschrie-
bene Beteiligung des zustän-
digen Betriebs- oder Personal-
rates, bei schwerbehinderten 
Beschäftigten außerdem der 
Schwerbehindertenvertretung; 
gegebenenfalls des Werks- oder 
Betriebsarztes, wenn erforder-
lich. Falls dies für ein erfolgrei-

ches BEM notwendig ist, wer-
den der Rehabilitationsträger 
oder bei schwerbehinderten 
Beschäftigten das Integrations-
amt hinzugezogen.

Für die betroffenen Beschäf-
tigten ist BEM ein Angebot, das 
vor Arbeitslosigkeit oder Früh-
verrentung schützen kann. Alles 
geschieht jedoch nur freiwillig 
und mit Einverständnis der Be-
troffenen.

Der SoVD fordert, die be-
triebliche Prävention deutlich 
zu stärken und das betriebli-
che Gesundheits- und Einglie-
derungsmanagement in allen 
Unternehmen und Verwaltun-
gen zugunsten der Beschäftig-
ten umfassend zu etablieren 
und eng mit Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und 
des betrieblichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes zu ver-
knüpfen. Dazu müssen auch 
die Schwerbehindertenvertre-
tungen in Unternehmen unter-
stützt werden, da ihnen bei der 
Verwirklichung eines inklusi-
ven Arbeitsmarktes eine zent-
rale Bedeutung zukommt. Ihre 
gesetzlichen Aufgaben sind 
unverzichtbar. Gleiches gilt für 
Betriebs- und Personalräte. 

Sollten Sie davon oder von 
einem sonstigen sozialrecht-
lichen Problem betroffen sein, 
können Sie sich in allen recht-
lichen Fragen an die Landesge-
schäftsstelle des SoVD Bremen 
(Breitenweg 10 / 12, 28195 
Bremen, Tel. 0421 / 16 38 490, 
Fax 0421 / 16 38 49 30, Email 
info@sovd-hb.de) wenden, da-
mit geklärt werden kann, ob 
und in welchem Umfang An-
sprüche bestehen.

Das betriebliche Eingliederungsmanagement soll vor Arbeitslosigkeit schützen

Bislang waren Leistungen 
der Alltagsassistenz nicht aner-
kennungsfähig, wenn sie keine 
soziale Betreuung beinhalten 
und kein persönlicher Kontakt 
zu dem Pflegebedürftigen be-
steht. Angesichts der Pandemie 
werden persönliche Kontakte 
derzeit aber auf das Notwen-
dige reduziert. Damit entfallen 
auch die Unterstützungsleis-
tungen im Haushalt oder beim 
Einkaufen, die nicht im direkten 
Kontakt mit dem Pflegebedürf-
tigen erfolgen. „Angebote zur 
Unterstützung im Alltag dienen 
ganz wesentlich dem Zweck, 
ältere Menschen und Pflegebe-
dürftige gesellschaftlich weiter 
einzubinden und Pflegende zu entlasten“, sagte Senatorin Anja 
Stahmann. Wer den Betrag von bis zu 125 Euro im Monat in An-
spruch nehme, könne damit zum Beispiel Begleitung zum Einkauf 
finanzieren. „Nicht möglich ist bislang, dass man den Einkauf er-
ledigen und vor der Tür abstellen lässt“, erläuterte die Senato-
rin. Mit der jetzt geänderten „Verordnung über Anerkennung und 
Förderung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag nach dem 
Elften Buch des Sozialgesetzbuches für das Land Bremen“ solle 
das nun möglich gemacht werden. Die Regelung soll zunächst bis 
zum Jahresende gelten. Das Geld kann damit zum Beispiel auch 
für die Kontaktpflege mit den Ehrenamtlichen über Telefon- oder 
Video-Anrufe verwendet werden.

Quelle: Senat für Soziales, Jugend, Integration und Sport

Kontaktlose Angebote 
jetzt erstattungsfähig

Angebote zur Unterstützung werden erweitert

Wer als pflegebedürftige Person Unterstützung im Alltag anneh-
men will, kann die Leistungen auch in Anspruch nehmen, wenn sie 
wegen der Pandemie kontaktlos erbracht werden muss. Die neue 
Regelung gilt vorerst bis Ende des Jahres.

Bürgerinnen und Bürger im 
Land Bremen können in der 
Regel davon ausgehen, dass 
Bescheide von Institutionen 
wie zum Beispiel Sozialämtern, 
Rentenversicherungsträgern 
oder Berufsgenossenschaften 
gesetzeskonform sind und kor-
rekt bearbeitet wurden. 

Trotzdem sind im Einzelfall 
auch Zweifel angebracht. Dies 
ist zumindest die Erfahrung 
der Sozial- und Rechtsbera-
tung des Landesverbandes. 
Im Jahr 2020 haben die Fach-
kräfte des Landesverbandes 
für ihre Mitglieder in Bremen 
und Bremerhaven insgesamt 
1.670 Verfahren – dazu zählen 

Anträge, Widersprüche, Klagen 
und Berufungen – geführt. Und 
dabei sehr viel Geld erkämpft: 
genau 1.572.567 Euro.

„Es wäre aber nicht in Ord-
nung, von absichtlichen Fehl-
entscheidungen zu sprechen. 
Fehler passieren, wir sind alle 
Menschen“, so Diana Male-
schewski, Landesgeschäftsfüh-
rerin und Rechtsanwältin. „Nur 
sind behördliche Schreiben für 
viele Privatleute schlecht nach-
vollziehbar. Man muss wissen, 
worauf man achten muss. Wir 
Sozial- und Rechtsberatende 
haben einen anderen Blick, wir 
wissen in der Regel, wo Schnit-
zer passieren können.“

Das Jahr 2020 war ein schwie-
riges Jahr für die Fachkräfte der 
Sozial- und Rechtsberatung: 
Aufgrund der Pandemie muss-
ten die persönlichen Beratun-
gen im Frühjahr sechs Wochen 
lang eingestellt werden. Viele 
Beratungen fanden ausschließ-
lich telefonisch oder per E-Mail 
statt. Nur im Einzelfall wurde in 
der Geschäftsstelle unter stren-
ger Beachtung der Hygienere-
geln beraten. 

SoVD-Landesvorsitzender Jo-
achim Wittrien ist sehr zufrie-
den mit der Arbeit der haupt-
amtlichen Kräfte: „Alle waren 
hochmotiviert von Anfang bis 
Ende des Jahres. Wir waren di-

gital so gut aufgestellt, dass 
Beratungen sogar über das 
Homeoffice stattfinden konn-
ten. Und wenn dann auch noch 

Auch unter schwierigen Pandemie-Bedingungen hat die Sozial- und Rechtsberatung des Landes-
verbandes zahlreichen Mitgliedern in Bremen und Bremerhaven zu ihrem Recht verholfen. Teilweise 
erhielten sie hohe Nachzahlungen. Insgesamt konnten fast 1.700 Hilfesuchende bei ihren Anliegen 
fachkundig unterstützt werden. 

Beeindruckende Bilanz des Jahres 2020
Der SoVD-Landesverband Bremen erstreitet fast 1,6 Millionen Euro für seine Mitglieder

Amtliche Schreiben sind für Laien schwer zu verstehen. Eine juris-
tische Fachberatung, wie sie der SoVD anbietet, hilft.

Foto: amnaj / Adobe Stock

Nachzahlungen in Höhe von 
fast 1,6 Millionen Euro erzielt 
werden, kann ich nur sagen: 
Hut ab!“

Fliesenleger bekommen häufig 
gesundheitliche Probleme, und 
das deutlich vor dem Eintritt ins 
Rentenalter.

Foto: juefraphoto / Adobe Stock

In der Pandemie müssen viele 
Hilfen kontaktfrei erfolgen.

Foto: September / Adobe Stock

Landesverband
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Hier finden Sie Kontaktadressen sowie Ansprechpartner*innen 
des SoVD im Landesverband Bremen. Um Termine für eine Sprech-
stunde zu erhalten, wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Kreis-
geschäftsstelle!

Landesverband / Landesrechtsabteilung /  
Kreisverband Bremen / Kreisverband Bremen-Nord

Breitenweg 10–12, 28195 Bremen. Tel.: 0421 / 16 38 490,  
E-Mail: info@sovd-hb.de.

Kreisverband Bremerhaven
Barkhausenstraße 22, 27568 Bremerhaven. Tel.: 0471 / 28 006,  

E-Mail: kreis-bremerhaven@sovd-hb.de.

Sozialrechtsberatung

Allen Mitgliedern, die im Mai Geburtstag feiern, gratuliert der 
SoVD Bremen herzlich. Er wünscht diesen alles Gute, vor allem 
Gesundheit und Wohlergehen. 

Allen derzeit erkrankten Mitgliedern wünscht der Landesver-
band eine baldige Genesung.

Glückwünsche

Termine

Sämtliche Veranstaltungen der Orts- und Kreisverbände sind bis 
auf Weiteres aufgrund der aktuellen Corona-Krise abgesagt. Wird 
diese Regelung innerhalb der kommenden Monate aufgehoben 
oder geändert, werden die Mitglieder des Landesverbandes Bre-
men kurzfristig über die Ortsverbände, per „Handzettel“ und / oder 
über den monatlichen Newsletter entsprechend informiert werden.

Falls Sie als Mitglied dar-
an interessiert sind, einmal 
monatlich zu Anfang eines 
Monats (außer der Som-
merausgabe) den Newslet-
ter des SoVD Bremen mit 
Berichten, Veranstaltungs-
terminen, Tipps und Tricks 
zu erhalten, so bitten wir 
um einen entsprechenden 
Hinweis an folgende E-
Mail-Adresse: newsletter@
sovd-hb.de.

Newsletter

Foto: eyetronic / fotolia

Mitstreiter*innen gesucht
Zur Unterstützung unse-

rer Ortsverbände, die nicht 
nur die kulturellen Ange-
bote für ihre Mitglieder vor 
Ort organisieren, sucht der 
SoVD Bremen interessierte 
Menschen, die neue Kon-
takte knüpfen und etwas 

aus ihrer freien Zeit machen 
möchten. 

Wenn Sie sich angesprochen 
fühlen, eine neue Aufgabe su-
chen und gerne Näheres erfah-
ren möchten, wenden Sie sich 
bitte an Ihre zuständige Kreis-
geschäftsstelle. 

Folgende Kreisverbände 
freuen sich über Ihren Anruf 
und erläutern Ihnen gerne 
die Details:

Kreisverband Bremen: Tel.: 
0421 / 16 38 490,

Kreisverband Bremerha-
ven: Tel.: 0471 / 28 006. 

Foto: Wellnhofer Designs / fotolia

Von links: Andreas Heyer, Wirtschaftsförderung Bremen GmbH, Urs 
Siedentop, Felix Halder (beide ekofair) und Kristina Vogt, Senatorin 
für Wirtschaft, Arbeit und Europa.

Foto: Frank Pusch / WFB 

Erstes Fairkaufhaus eröffnet
Duftende Gewürze, Mode, Naturkosmetik, Accessoires und Deko, ein frisch gebrühter Kaffee, Le-

ckereien, und das alles bio und fair: Das erste Bremer Fairkaufhaus „ekofair“ hat am 13. März eröffnet. 
Das Gewinnerprojekt im Rahmen des Wettbewerbs „Concept-Store“ nutzt für 13 Monate mietfrei eine 
Ladenfläche in der Bremer Obernstraße. 

Der Wettbewerb ist Teil des 
vom Bremer Senat beschlos-
senen „Aktionsprogramms Auf-
enthalts- und Erlebnisqualität 
Innenstadt 2020-2021“. „Das 
Fairkaufhaus bereichert die In-
nenstadt und erhöht damit de-
ren Attraktivität. Mich begeis-
tert die große Angebotsvielfalt 
aus nachhaltigen und inno-
vativen Produkten, von denen 
viele aus Bremer Manufakturen 
stammen“, sagte Kristina Vogt, 
Senatorin für Wirtschaft, Arbeit 
und Europa, anlässlich der Er-
öffnung.

So führt ekofair etwa Ge-
würze von Yummy Organics, 
Accessoires vom Oceanlovers 
Concept Store, bio-faire Klei-
dung von Fairtragen, Seife von 
Martha‘s Corner oder Fahrräder 
vom Velo Lab – alles Unterneh-
men, die in Bremen nachhaltig 
und umweltbewusst produzie-
ren. Bereits der Eingang stimmt 
Besucher*innen thematisch ein: 
Zunächst begrüßt eine Auswahl 
an Pflanzen, bevor die Auslagen 
von fair gehandelter Kleidung 
und Lebensmitteln abgelöst 
werden. Im Erdgeschoss liegt 
auch das kleine Café, das bre-
mische Röstungen anbietet. 
Neben Möbeln, Dekorationsar-
tikeln oder Töpferwaren ist das 
erste Stockwerk der ARRTPOP, 
einer kleinen Kunstgalerie, ge-

widmet. Hier finden monatlich 
wechselnde Ausstellungen lo-
kaler Künstler*innen statt. Der 
Raum soll ebenfalls für Ver-
anstaltungen, Workshops und 
Seminare genutzt werden – für 
die Zeit nach den Corona-Lock-
downmaßnahmen.

Begleitet wird das Angebot 
von einem Wegeleitsystem, 
das die Kundinnen und Kun-
den durch das Kaufhaus führt 
und dabei Informationen rund 
um Themen der Nachhaltigkeit, 
Fairtrade, Umwelt oder Hand-
werk bereithält. Ekofair soll so-
mit mehr als ein Kaufhaus sein 
– die Betreiber wollen auch An-
reize bieten, den eigenen Alltag 

nachhaltiger und umweltbe-
wusster zu gestalten.

„In den vergangenen Mona-
ten haben wir hunderte Stun-
den Arbeit in das ekofair-Kon-
zept investiert und freuen uns 
riesig auf die ersten Kundinnen 
und Kunden. Im Vorfeld hat uns 
viel positives Feedback erreicht. 
Wir wollen uns jetzt unter Be-
weis stellen“, sagt Urs Sieden-
top, der ekofair gemeinsam mit 
seinen Partnern, dem Diplom-
Biologen Felix Halder, der auch 
Geschäftsführer der Fairtragen 
GmbH ist, und dem Marken-
strategen und Designer Erik 
Wankerl umsetzt. Quelle: Wirt-
schaftsförderung Bremen GmbH

Nachhaltig und hochwertig in der Bremer Innenstadt einkaufen

Behördenbriefe auch  
in Braille-Schrift

Die Freie Hansestadt Bremen hat mit der Deutschen Blin-
denstudienanstalt e. V. (blista) eine Rahmenvereinbarung für 
die Erstellung von barrierefreien Dokumenten für blinde und 
sehbehinderte Menschen geschlossen. Bezugs- und damit ab-
rufberechtigt sind alle Behörden der Freien Hansestadt Bre-
men, der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sowie die 
weiteren landesunmittelbaren und kommunalen Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie 
Beliehene und sonstige Landesorgane, soweit sie öffentlich-
rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen (nachfolgend 
„Bedarfsstellen“ genannt) für ihren Bedarf. Alle Bedarfsstellen 
sind befugt, die blista eigenständig mit der Erstellung von Do-
kumenten in Brailleschrift oder als Audio-CD zu beauftragen.

Dadurch ist sichergestellt, dass Blinde bei der Blista noch-
mal Korrekturlesen, ob alle Informationen, die per Screenrea-
der zu hören sind, auch auf dem Braille-Ausdruck vorhanden 
sind. Die Blista bietet diesen Service ebenfalls für andere 
Bundesländer an und so ist gewährleistet, dass dort solche 
Anfragen schnell bearbeitet werden können. Weitere Infos 
unter https://www.transparenz.bremen.de/vorschrift_detail/
bremen2014_tp.c.142381.    Quelle: Senat für Finanzen

Foto: LIGHTFIELD STUDIOS / Adobe Stock

Eine neue Vereinbarung ermöglicht es Behörden, amtliche  
Schreiben barrierefrei auch für Blinde anzubieten.
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Ansichten
Liebe Mitglieder, Freundin-

nen und Freunde des SoVD,

im Mai / Juni beginnt die End-
phase der Haushaltsberatungen 
in der Hamburger Bürgerschaft. 
Dies klingt harmlos, ist aber von 
großer Bedeutung. Was jetzt 
nicht in den Doppelhaushalt für 
die nächsten zwei Jahre aufge-
nommen wird, hat kaum eine 
Chance auf Realisierung. Das 
lehren uns die Erfahrungen aus 
der Vergangenheit. Schaut man 
in den veröffentlichten Haushaltsentwurf, ist längst nicht mehr 
nachvollziehbar, was alles finanziell unterstützt werden soll. Das 
neue Konstrukt macht es Außenstehenden, aber auch Fachleuten 
sehr schwer, die Einzelpositionen zu erkennen. Der Haushalt muss 
deshalb in Zukunft transparenter dargestellt werden.

Unsere Forderungen haben wir in unseren neuen sozialpoliti-
schen Leitlinien formuliert. Ende des vergangenen Jahres haben 
wir sie an die Politik verschickt und in unseren Herbstgesprächen 
mit den Bürgerschaftsfraktionen vermittelt. Unsere sozialpoliti-
sche Analyse ist in der Hamburger Politik angekommen. Wenn 
wir der sich vertiefenden sozialen Spaltung in der Gesellschaft 
ernsthaft etwas entgegensetzen wollen, brauchen wir ein Gesamt-
konzept zur Armutsvermeidung und zur Bekämpfung der Armut. 
Dies geht nur, wenn die Zivilgesellschaft, also auch der SoVD, in 
den Prozess nachhaltig einbezogen wird. Diese Forderung stellen 
wir schon seit vielen Jahren. Wir bleiben dabei und werden nicht 
nachlassen. 

Immer noch bestimmt Corona fast alles in unserem Leben. In 
den kommenden Monaten haben wir vielleicht die Chance darauf, 
wieder zu etwas mehr „Normalität“ zu kommen. So viel testen und 
impfen, wie es geht – das hat immer noch absoluten Vorrang. Un-
sere Mitarbeiter*innen haben bei uns die Möglichkeit, sich regel-
mäßig kostenfrei testen zu lassen, um diesen Schritt zu begleiten.

Von Herzen wünsche ich Ihnen - Bleiben Sie gesund.

 Ihr Klaus Wicher, 1. Landesvorsitzender

Klaus Wicher

Jahresempfang 2021 –
erstmals im Internet

Gemeinsam mit den DGB- 
Senioren lädt der SoVD 
Hamburg am 11. Juni zum 
virtuellen Jahresempfang ins 
Gewerkschaftshaus am Be-
senbinderhof. Die Begrüßung 
übernimmt SoVD-Landeschef 
Klaus Wicher. Anschließend 
spricht Anja Piel vom DBG- 
Bundesvorstand aus Berlin 
über die Zukunft der Rente. 
Mit einem Ausblick und ei-
nem Schlusswort beendet 
dann die Hamburger DGB- 
Chefin Katja Karger die Ver-
anstaltung. Anders als in den Vorjahren wird der Jahresemp-
fang diesmal übers Internet zu sehen sein: „Wir haben lange 
gehofft, dass wir unsere Gäste persönlich begrüßen können. 
Corona hat uns einen Strich durch die Rechnung gemacht“, 
bedauert Klaus Wicher. „An erster Stelle stand für uns der In-
fektionsschutz. Deshalb haben wir uns entschieden, die Ver-
anstaltung ins Netz zu verlegen.“

Anja Piel

Lieber in Gesundheit investieren
Am Ostermontag war die Hamburger Innenstadt fest in der Hand der Friedensinitiativen. Sie hatten 

zum traditionellen Ostermarsch aufgerufen, um gegen Krieg, Rüstungsexporte und Atomwaffen zu 
protestieren. 

Trotz Pandemie waren Hun-
derte dem diesjährigen Aufruf 
„Verantwortung übernehmen! 
Für den Frieden kämpfen“ ge-
folgt und beteiligten sich, na-
türlich mit Abstand, an dem 
Ostermarsch. 

SoVD-Landesvorsitzender  
Klaus Wicher war als Gastred-
ner bei den Kundgebungen am 
Jungfernstieg und am Gertru-
denkirchhof dabei. Er forderte 
in seinen Ansprachen eine ehr-
liche Entspannungspolitik und 
kritisierte die Waffenexporte 
Deutschlands. Klaus Wicher 
erteilte auch der von der Nato 

geforderten Aufrüstung der 
Bundeswehr eine Absage: „Ge-
rade die Pandemie hat gezeigt, 
dass die immer weitere Erhö-
hung der Militärausgaben kein 
sinnvoller Beitrag für unser 
aller Sicherheit ist. Statt hoher 
Ausgaben für Rüstung müssen 
endlich mehr Investitionen in 
zivile Bereiche wie Gesundheit 
und Pflege, Bildung und den 
sozialverträglich ökologischen 
Umbau und den Klimaschutz 
her. Statt Waffen brauchen wir 
mehr gut bezahlte Pflegekräf-
te, das muss unsere Botschaft 
sein!“.

Ostermarsch für Frieden und Abrüstung fand auch dieses Jahr statt

Vor Ort als Redner dabei: SoVD-
Landeschef Klaus Wicher.

Foto: Maria Westberg

Es läuft nicht rund in Hamburg
Seit Monaten warten die Hamburgerinnen und Hamburger darauf, endlich geimpft zu werden. Doch 

es gibt nach wie vor viel zu wenig Impfdosen für alle. Landesvorsitzender Klaus Wicher wünscht  
sich auch spezielle Corona-Guides für sozial benachteiligte Bezirke.

„Nichts läuft bisher richtig 
rund. Zu Beginn des Impfstarts 
wurden die Hochbetagten da-
mit alleingelassen, wie sie in 
die Impfzentren kommen. Spä-
ter ließen viele ihren Termin 
verfallen, weil es Verwirrung 
um den Astra-Zeneca-Impfstoff 
gab. Momentan ändert sich 
ständig die Gruppe derjenigen, 
die berechtigt ist, sich impfen 
zu lassen“, zählt SoVD-Landes-
vorsitzender Klaus Wicher auf. 
In der Zwischenzeit hat der 
Senat auf die Kritik des SoVD 
Hamburg reagiert und wenigs-
tens die Organisation der Imp-
fungen für die über 80-Jährigen 
verbessert.

Wicher kann nicht verstehen, 
warum die Impfungen in Ham-
burg so schleppend vorange-
hen. „Hier wurde eindeutig zu 
spät, zu wenig und mit zu we-
nig Geld Impfstoff von der EU 
bestellt.“ Ähnlich läuft es mit 
den Schnelltests: „Die Tests sind 
eine gute Hilfe, wieder mehr 
Normalität in unser Leben zu 
bekommen. Es muss aber genü-
gend Material im Handel und in 
den Apotheken vorhanden sein, 
da ist die Versorgung aber im-
mer noch nicht ausreichend. 
Außerdem müssten Bedürfti-
ge die Tests kostenlos machen 
dürfen. Oder aber, die Stadt ent-
scheidet sich endlich zu einer 

monatlichen Zuzahlung für alle 
Grundsicherungsempfänger* 
innen, um die Kosten aufzufan-
gen. Auch sie müssen an Akti-
vitäten, Veranstaltungen oder 
auch dem Familientreffen teil-
nehmen können.“

Sollte die Politik nicht aus den 
gemachten Fehlern lernen, be-
fürchtet Wicher einen Anstieg 
der Impfverweigerer: „Immer 
mehr Menschen sind einfach 
coronamüde und sehnen sich 
nach ihrem alten Leben zurück. 
Weiteres Chaos beim Impfen 
und Testen können wir uns 
nicht länger leisten, ansonsten 
verspielt die Politik das Vertrau-
en ihrer Bürger*innen.“

In Hamburg sind die Inzi-
denzwerte mit dem Corona-
virus sehr unterschiedlich: „Es 
fällt auf, dass die Stadtteile, 
in denen viele Menschen mit 
niedrigem sozialen Status woh-
nen, deutlich stärker betroffen 
sind“, stellt SoVD-Landeschef 
Klaus Wicher klar. Er fordert 
von der Stadt mehr kostenlo-
se Unterstützung, eine bessere 
Aufklärung und Corona-Guides.

Wicher sieht einen direkten 
Zusammenhang zwischen den 
vielen Infektionen und dem so-
zialen Status: „Schon vor Coro-
na wussten wir: je ärmer, desto 
höher ist das Gesundheitsrisiko.“ 
Hinzu kämen beengte Wohnver-
hältnisse, außerdem arbeiteten 
viele im Dienstleistungsbereich 
und wären weniger im Homeof-
fice. Neben kostenlosen Masken 
und Schnelltests setzt Wicher 
auf niedrigschwellige Infor-
mation: „Für die betroffenen 
Bezirke könnte ich mir Corona- 
Guides vorstellen, die aufklären 
und Tests und Masken anbieten. 
Hier waren Bremen und Berlin 
mal wieder schneller, dort gibt 
es die Guides bereits. Ich glau-
be, dass es zu viele sprachliche 
Hürden gibt. Auch deswegen 
gehen Teile der Bevölkerung 
immer noch zu lax mit dem In-
fektionsschutz um. Das könnten 
die Corona-Guides ändern.“

SoVD bemängelt schlechte Organisation bei Corona-Schutz und Aufklärung

Die Nachfrage bei Corona-Impf-
stoffen übersteigt das Angebot.
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Wir lassen Sie nicht im Stich 
– damit Sie bald wieder lächeln 
können! 

Auch wenn Corona unser Le-
ben weiterhin einschränkt, in 
unserer Landesgeschäftsstel-
le in Barmbek finden Sie auch 
jetzt Hilfe und Beratung. Rufen 
Sie uns an oder schicken Sie 
uns eine E-Mail. 

Die aktuellen Öffnungszei-
ten der Landesgeschäftsstelle 
erfragen Sie bitte unter Tel.: 
040 / 61 16 070, oder sehen Sie 
auf unserer Webseite nach: 
www.sovd-hh.de. 

Sozialrechtsberatung
• SoVD-Beratungszentrum, Lan-

desgeschäftsstelle, Pestaloz-
zistraße 38, 22305 Hamburg, 
Tel.: 040 / 61 16 070, E-Mail: 
info@sovd-hh.de 
Hier beraten wir Sie zusätz-

lich, wenn der Lockdown been-
det ist:
• Lurup, Luruper Hauptstraße 

149, 22547 Hamburg, diens-
tags bis donnerstags, 10–12 
Uhr . 

• Farmsen, Marie-Bautz-Weg 
11 (im Berufsförderungswerk 
Farmsen, Haus W, Raum 034, 
EG), 22159 Hamburg, montags, 

10–12 Uhr.
• Harburg, Winsener Straße 13, 

21077 Hamburg, mittwochs, 
10–13 Uhr.

• Altona, Gefionstraße 3, Bür-
gertreff Altona-Nord (BiB), 
jeden 3. Montag im Monat, 
14–16 Uhr.

• Langenhorn, Tangstedter 
Landstraße 41, Bürgerhaus, 
jeden 1. Donnerstag im Monat, 
16–18 Uhr.

• Lokstedt, Julius-Vosseler-
Straße 193, Bürgerhaus Lenz-
siedlung, jeden 2. Dienstag im 
Monat, 16-18 Uhr.

Der BSVH: Rat und  
Hilfe bei Sehverlust

Es gibt kaum einen Lebensbereich, der sich nicht verändert, 
wenn das Sehen immer schlechter wird. Welche Möglichkeiten 
gibt es für die Betroffenen, und welche Hilfsmittel stehen be-
reit, um den Alltag besser zu meistern? Bei diesen und vielen 
weiteren Fragen steht der Blinden- und Sehbehindertenverein 
Hamburg (BSVH) Ratsuchenden zur Seite. Der BSVH hat viel zu 
bieten. Eine Teilhabe-, Hilfsmittel- und psychologische Bera-
tung hilft Betroffenen dabei, ihr Leben mit Sehverlust neu zu 
gestalten. Jung und Alt können die verschiedensten Angebote, 
unter anderem Stammtische, Gesprächsrunden und Aktivitä-
ten rund um Sport und Freizeit nutzen. Der BSVH betreibt au-
ßerdem das AURA-Hotel am Timmendorfer Strand, das auf die 
Bedürfnisse seheingeschränkter Gäste ausgerichtet ist. 

Auf politischer Ebene kämpft der Verein für mehr Barrie-
refreiheit, Inklusion und den Zugang zu allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens. So auch bei den öffentlichen Akti-
onen „Mobilitätswende – nur mit uns!“ und „Elektrisch fahren 
tut hörbar gut!“, bei denen er sich unter anderem gemeinsam 

mit dem SoVD für mehr Ver-
kehrssicherheit in Hamburg 
stark gemacht hat. 

Weitere Informationen über 
den Verein gibt es im Internet 
unter www.bsvh.org oder per 
Telefon unter: 040 / 20 94 040.

Von der Rente bleibt nichts übrig
Wer in einem Pflegeheim lebt, muss immer mehr selbst dazuzahlen: 2021 kostet ein Heimplatz in 

Deutschland im Schnitt erstmals mehr als 2.000 Euro. Bundesweit liegt der Schnitt für die Betreuung 
jetzt bei 2.068 Euro pro Monat. In Hamburg ist stationäre Pflege sogar noch teurer, hier muss man 
einen Eigenanteil von 2.080 Euro monatlich berappen. 

„Pflege wird immer kosten-
intensiver. Das liegt auch da-
ran, dass die Gehälter für die 
Mitarbeiter*innen zu Recht end-
lich steigen. Doch das darf nicht 
auf dem Rücken der Pflegebe-
dürftigen ausgetragen werden. 
In Hamburg muss deshalb die 
Stadt selbst aktiv werden und 
die Betroffenen und ihre Fami-
lien unterstützen“, stellt Lan-
desvorsitzender Klaus Wicher 
fest. Sollte zu lange gezögert 
werden, befürchtet er eine 
verstärkte Zweiklassengesell-
schaft in der Pflege: „Immer öf-
ter reicht die eigene Rente nicht 
mehr aus, um die Leistungslü-
cke der Pflegeversicherung zu 
schließen. Wer nicht das Geld 
dafür hat, muss dann gezwun-
genermaßen Grundsicherung 
beantragen.“

Die Stadt könnte den Betrof-
fenen helfen: „Hamburg muss 
die ‚Investitionskosten‘ für 
die Pflegeheime übernehmen 
und sollte zurück zur einkom-
mensabhängigen Einzelfallför-
derung kommen. Das wäre eine 
individuelle und vor allem faire 
Unterstützung derer, die in ih-
rem Leben viel gearbeitet, aber 
keine große Rente haben.“ 

Diese Förderpraxis gab es 
in Hamburg bereits, sie wur-
de aber 2010 eingestellt. Die 
Bundesländer Nordrhein-West-
falen, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern ge-
währen diese Zuschüsse nach 
wie vor. Wicher warnt: „Passiert 
an dieser Stelle nichts, werden 
immer mehr pflegebedürftige 
Menschen altersarm werden 

und auf Sozialhilfe angewiesen 
sein.“

Mehr zum Thema steht in den 
neuen sozialpolitischen Leitli-
nien des SoVD Hamburg unter: 
www.sovd-hh.de/news-service/
broschueren-ratgeber. Darin 
analysiert der Verband den ak-
tuellen Stand der Sozialpolitik 
in der Hansestadt und bietet 
Lösungen an. 

Kosten für Pflege stürzen Seniorinnen und Senioren in Altersarmut

Die Kosten für einen Platz im Pflegeheim sind in den letzten Jahren 
enorm und stetig gestiegen. Die Rente von Normalverdienenden 
wird davon „aufgefressen“.

Foto: Surapol USanakul / Adobe Stock

Hamburger SoVD-Mitglie-
der haben bei der Ergo-Ver-
sicherung jetzt noch bessere 
Karten. Neben günstigen Bei-

trägen und einem attraktiven 
Versicherungsschutz nutzen 
sie jetzt ganz neu zusätzlich 
ein erweitertes Vorsorge- und 
Versicherungsangebot, das 
übrigens auch für Ehe- oder 
Lebenspartner*innen gilt. Ob 
Sterbevorsorge, Unfallversiche-
rung oder Kranken-Zusatzver-

sicherung – SoVD-Mitglieder 
bekommen auf fast alle Er-
go-Angebote entweder einen 
Sonderrabatt oder können 
spezielle Angebote exklusiv 
in Anspruch nehmen. Weite-
re Infos unter www.sovd-hh.
de oder unter: www.ergo.de/
vereine-und-verbaende.

Rundum gut versichert

Wie verändert sich unsere Stadt? Wie soll Hamburg in der Zukunft 
aussehen? „Wir wissen heute, dass viele Faktoren dazu beitragen, 
eine Stadt lebenswert zu machen. Neben einer Sozialpolitik, die 
alle Menschen wahrnimmt, stehen für uns der Klimawandel und 
seine Auswirkungen auf unsere Gesellschaft an vorderster Stelle“, 
sagt der Hamburger SoVD-Vorsitzende Klaus Wicher. „Die Auswir-
kungen des Klimawandels werden vor allem diejenigen treffen, 
die schon jetzt am Rande der Gesellschaft stehen. Das müssen 
wir verhindern und dafür macht sich der SoVD im Bündnis der 
SÖA stark“, erläutert Klaus Wicher. Das Bündnis will unter anderem 
erreichen, dass öffentliche Mittel für eine geschlechtergerechte, 
sozial-ökologische Wende eingesetzt werden. Zu den Themen der 
Allianz gehören außerdem mehr Nachhaltigkeit in der Wirtschaft, 
bezahlbares Wohnen, mehr Gemeinwohlorientierung, Mobilität 
sowie Bürgerbeteiligung und Dialog. 

Kürzlich ist Klaus Wicher zudem in das Steuerungsgremium des 
Hamburger Zukunftsrates gewählt worden.

SoVD ist Bündnispartner
SÖA macht sich für eine gute Zukunft stark

In der Sozial Ökologischen Allianz haben sich 19 Vereine und 
Verbände zusammengetan, um Hamburg gut für die Zukunft auf-
zustellen. Sie gehört damit zu einem der stärksten Bündnisse der 
letzten Jahre. Auch der SoVD hat sich angeschlossen.

Die Stadt Hamburg soll auch in Zukunft für alle lebenswert bleiben. 
Viele Probleme werden die Stadtplanung herausfordern und die 
Stadtkasse finanziell belasten.

Foto: carol_anne / Adobe Stock
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Wie funktioniert's?

1.  Anmeldung unter 
www.sovd.de/e-paper

•  Einfach Namen, E-Mail und  
Mitgliedsnummer eintragen.

• Ins Postfach schauen!

2. Bezug über die App:

• Sie finden das E-Paper in  
Ihrem Kiosk, wenn Sie die  
SoVD-App installiert haben.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Als ältester deutscher Sozialverband ist der SoVD „aus Tradition modern“. Auch bei 
den Verbandsmedien setzen wir auf Bewährtes und gehen gleichzeitig neue Wege. 
Dabei vernetzen wir auf sinnvolle Weise herkömmliche und digitale Informations-
kanäle, um die unterschiedlich gelagerten Bedürfnisse aller SoVD-Mitglieder zu 
berücksichtigen. 

Seit dem vergangenen Jahr bereits können Sie die Mitgliederzeitung zusätzlich 
zur Printversion auch als E-Paper lesen. Die Probephase des E-Papers, in der wir 
anknüpfend an unsere Leser*innenbefragung vor allem das vorhandene Interesse 
herausfinden möchten, läuft bis Ende Mai. Von Ausgabe zu Ausgabe wächst, wie 
schon bei der SoVD-Magazin-App, das Interesse. 

Lesen Sie die SoVD-Zeitung als E-Paper!

Erfolgreich anmelden!

Auf der Startseite des SoVD 
finden Sie das Anmeldeformu-
lar. Sie können in Ihren Brow-
ser auch www.sovd.de/e-paper 
eingeben, um direkt dorthin zu 
gelangen. Halten Sie Ihre Mit-
gliedsnummer bereit und geben 
Sie in das dafür vorgesehene 
Feld Ihre aktuelle E-Mail-Ad-
resse ein. Nach der Anmeldung 
erhalten Sie eine Bestätigungs-
E-Mail an diese Adresse ge-
schickt. Damit sind Sie bereits 
in den Verteiler aufgenommen!

Immer mehr SoVD-Mit-
glieder haben Interesse 
daran, die SoVD-Zeitung 
zusätzlich zur Printversion 
auch als E-Paper zu lesen. 

Es ist ganz leicht, sich für 
das neue Format anzumel-
den. Die einzelnen Schritte 
zur Anmeldung erklären 
wir hier (rechts). Gerne 
verdeutlichen wir ebenso 
die einzelnen Produktions-
schritte.

Anmeldung unter www.sovd.de/e-paper

Printversion und E-Paper 

Wann und wo wird das E-
Paper erstellt? Direkt nach der 
Fertigstellung und dem An-
druck im Druckhaus Dierichs in 
Kassel wird auch das E-Paper 
produziert.

Auch die digitale Version der 
Zeitung wird in jedem Falle vor 
Ende des Vormonates der je-
weiligen Ausgabe fertiggestellt 
und Ihnen dann per E-Mail nach 
Hause zugestellt. 

Die Zeitung online lesen

Noch vor Erhalt Ihrer ge-
druckten Zeitung auf dem Post-
weg sollten Sie Ihre digitale 
SoVD-Zeitung in Ihrem E-Mail-
Postfach haben. 

Im Betreff steht zum Beispiel: 
SoVD-Zeitung / Märzausgabe. In 
Ihrer E-Mail finden Sie den Link 
zur aktuellen Ausgabe, den Sie 
nur anklicken müssen. Kontrol-
lieren Sie bitte vorsorglich auch 
Ihren Ordner „Unbekannt“, falls 
Sie sich angemeldet, aber keine 
Zeitung erhalten haben.

E-Paper in der App

Wenn Sie bereits die SoVD-
Magazin-App installiert haben, 
können Sie das E-Paper auch 
ohne Anmeldung beziehen. So-
bald die Ausgabe fertiggestellt 
ist, wird sie dort eingestellt und 
ist mit allen bekannten Vortei-
len wie der Zoomfunktion, der 
Sprachausgabe und der schnel-
len Navigation durch interakti-
ve Schaltflächen nutzbar. 

Die Anwendung ist im App 
Store und bei Google Play unter 
„SoVD-Magazin-App“ zu finden. 

i
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Sag mal, das da ist ein Eichhörnchen, oder? Klar, Spatzenhirn – als Streifenhörnchen!

Fotos: nataba / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll durchgeblickt

Seit über einem Jahr bestimmt das Coronavirus weite Teile unseres Lebens. Damit sich niemand beim  
Unterricht anstecken kann, wurden auch Schulen immer wieder geschlossen. Kinder und Jugendliche, 
aber auch deren Lehrkräfte mussten das Lernen komplett neu organisieren. Wie aber kann der Unterricht 
daheim („Homeschooling“) funktionieren und worauf sollte man dabei achten?

Während in der Schule alle 
unter gleichen Voraussetzun-
gen lernen, sieht das zu Hause 
anders aus. Hier hängt vieles von 
der Situation in der Familie ab. 
Die folgenden Tipps gelten da-
her nicht für alle Schülerinnen 
und Schüler in gleichem Maße.

Den Arbeitsplatz selbst rich-
tet man am besten an einem 
ruhigen Ort ein – also fernab 
von Spielsachen oder Fernse-
her. Beim Lernen zuhause sollte 
es nach Möglichkeit auch einen 

Stundenplan geben. Im Tages-
ablauf sollten unbedingt regel-
mäßige Pausen vorkommen, in 
denen man den Computer ab-
schaltet und sich am besten an 
der frischen Luft bewegt. In die 
Gestaltung des Stundenplans 
wiederum könnten Lehrerinnen 
und Lehrer die Klasse einbe-
ziehen. Das erhöht letztlich die 
Motivation. 

Eltern wiederum tun gut dar-
an, mit der Schule im Austausch 
zu bleiben, um so zu wissen, 

welche Lerninhalte gerade be-
arbeitet werden. Wer als Vater 
oder Mutter selbst von zu Hause 
arbeitet, kann Pausenzeiten zu-
dem mit den eigenen Kindern 
verbringen und zu gemeinsa-
men Aktivitäten nutzen. Na-
türlich ersetzt all das nicht die 
Begegnung mit Gleichaltrigen. 
Daher sollten sich Kinder und 
Jugendliche auch untereinander 
austauschen und dabei – falls 
nötig – von ihren Eltern unter-
stützt und gefördert werden.

Das individuelle Lernen am Laptop ist eine ganz andere Situation 
als der gemeinsame Unterricht im Klassenraum.

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Wie kann Unterricht zu Hause funktionieren?

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Sortiere die Teile des Puzzles!
Jedes der Dinge auf dem Foto unten könnte eine eigene Geschichte erzählen. Leider sind jedoch 

die einzelnen Teile etwas durcheinandergeraten! Kannst du das Bild wieder richtig zusammensetzen? 
Wenn es dir gelingt, ergeben die Buchstaben das gesuchte Lösungswort – viel Erfolg!

Der Schöne-
Träume-Laden

Öffnet man die Tür des Schöne-Träume-Ladens, ertönt zunächst 
ein leises Glöckchen. Die Inhaberin Anna Zaubermond heißt ge-
meinsam mit ihren Freuden Mauselinchen und dem frechen Wecker 

Ticktack alle Besucher*innen 
willkommen. Zu diesen gehören 
unter anderem ein zappeliges 
Elfenkind, ein ängstlicher Fuchs, 
ein kribbeliges Menschenmäd-
chen, ein sehnsüchtiger Kapitän 
und ein schlafloses Glühwürm-
chen. Dank liebenswerter Ein-
schlaftipps werden auf diese 
Weise kleine und große Träume 
wahr.

Sandra Grimm: Der Schöne-
Träume-Laden. Wunderzauberhaf-
te Gutenacht-Geschichten. Arena, 
ab 4 Jahren, 144 Seiten, ISBN: 
978-3-401-71588-9, 13 Euro.

Möchtet ihr eines der Bücher gewinnen? Dann löst die Aufgabe 
aus „Rolands Rätselecke“ und schickt die Lösung unter dem Betreff 
„Schöne Träume“ per E-Mail an: redaktion@sovd.de oder mit dem 
gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 
63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Mai.

Gibt’s die auch in ’nem anderen Muster?

Jupp.

crunch, crunch, crunch

Foto: BrAt82 / Adobe Stock
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Im Zuge der Entnazifizierung 
sollte nach dem Zweiten Welt-
krieg in der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ) auch die 
Filmindustrie von reaktionären 
Elementen befreit werden. Zu 
diesem Zweck wurde in Pots-
dam-Babelsberg das Filmunter-
nehmen DEFA gegründet. 

Da der sowjetischen Besat-
zungsmacht daran gelegen war, 
das Medium Film als Propagan-
damittel schnell wieder nutzen 
zu können, beschlagnahmte sie 
alle dem Deutschen Reich auf 
dem Gebiet der SBZ gehören-
den Vermögenswerte. Zu diesen 
gehörten unter anderem die 

traditionsreichen Ateliers der 
Ufa, in denen Klassiker wie „Me-
tropolis“  oder „Der blaue Engel“ 
gedreht worden waren. Mit der 
Produktion ihres ersten eigenen 
Films verlor die DEFA keine Zeit. 
In den Ruinen des zerbombten 
Berlins drehte Wolfgang Staud-
te das Drama „Die Mörder sind 
unter uns“.

Nach Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik stand 
die DEFA zunehmend unter der 
Kontrolle der Einheitspartei 
SED. Trotz deren Einmischung 
gab es jedoch auch Filmema-
chende, die sich der Parteilinie 
widersetzten und zumindest 
indirekt auf die Probleme und 
Missstände im Land hinwiesen.

Mit der Wiedervereinigung 
endete dann die Geschichte der 
DEFA. Wie zahlreiche andere 
DDR-Betriebe auch wickelte die 
Treuhand das Unternehmen ab 
und privatisierte die Studios. 
Immerhin blieb dem filmischen 
Erbe der DEFA dieses Schicksal 
erspart. Um dieses kümmert sich 
seit 1998 eine gemeinnützige 
Stiftung.

Auferstanden aus Ruinen
Am 17. Mai 1946 wurde ein Staatsunternehmen gegründet, dessen Auftrag eindeutig war: Die 

Menschen sollten mit filmischen Mitteln für die Idee des Sozialismus begeistert werden. Neben der 
Arbeitswelt stand zudem der Kampf gegen den Faschismus im Mittelpunkt. Lange vor der Gründung 
der DDR nahm vor 75 Jahren die Deutsche Film AG, kurz DEFA, ihre Arbeit auf. 

Zeitmaschine

Nachkriegsdrama vor bedrückender Kulisse: Hildegard Knef bei 
den Dreharbeiten zu „Die Mörder sind unter uns“.

Foto: picture-alliance

Gibt’s doch gar nicht, oder?

Insekten bei der Müllabfuhr
Nicht erst seit der Corona-Krise haben wir Menschen es uns angewöhnt, unser Essen mitzunehmen 

und quasi im Gehen zu verzehren – auf der Straße. Dabei landet einiges an Krümeln und Essensresten 
auf dem Boden. Um die Entsorgung kümmern sich tagtäglich unzählige Insekten. Welche Mengen, die 
Tierchen dabei vertilgen, ermittelten Wissenschaftler*innen für einen 15 Kilometer langen Straßen-
abschnitt in New York: Unsere Krümel entsprechen einer jährlichen Masse von rund 60.000 Hot Dogs.

Wenn Sie sich jetzt 60.000 
Würstchen im Brot vorstellen, 
halten Sie sich bitte auch vor 
Augen, dass sich diese Menge an 
Krümeln „nur“ auf 15 Kilometer 
Gehweg bezieht und nicht auf 
die ganze Stadt New York.

Fotos: Joel Villanueva, Antrey / Adobe Stock; Montage: SoVD 

Fotos: denis_pc, W.Scott McGill / Adobe Stock; Montage: SoVD 

New York gilt als Stadt, die niemals schläft. Für Insekten trifft diese Beobachtung wohl besonders zu.

Wie kamen die Forscher*innen 
der Universität von North Caroli-
na zu ihren Erkenntnissen? Ganz 
einfach: Sie stellten engmaschi-
ge Käfige mit Essensresten auf, 
an die nur Insekten heranka-
men. Sie rechneten die ver-

schwundene Menge hoch und 
kamen pro Jahr auf etwa eine 
Tonne Lebensmittel, die vorran-
gig von Ameisen entsorgt wird. 
Ärgern dürfte das Ratten und 
Tauben, denen somit einiges 
entgeht.

Er ist Deutschlands erfahrenster Politiker: Seit fast 50 Jahren ge-
hört Wolfgang Schäuble dem Deutschen Bundestag an. In seinem 
Buch erkundet er nun politische Grenzerfahrungen und zeigt, wie 
wir an Krisen wachsen können. 

Die Pandemie hat vieles, 
was uns selbstverständlich er-
scheint, infrage gestellt. Wel-
chen Preis hat beispielsweise 
der Schutz des Lebens, wenn 
zugleich die Grundrechte ein-
geschränkt werden? Wie balan-
cieren wir die verschiedenen 
Bedürfnisse in einer Gesell-
schaft, sodass alte Menschen 
geschützt und zugleich die 
Zukunftschancen der nachfol-
genden Generationen gewahrt 
bleiben? Wolfgang Schäuble 
zeigt Antworten auf und scheut 
sich nicht, auch unbequeme 
Debatten anzustoßen. 

Wolfgang Schäuble: Grenzerfahrungen. Wie wir an Krisen wachsen. 
Siedler, 320 Seiten, ISBN: 978-3-8275-0144-8, 24 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie unter dem Betreff „Grenzerfahrungen“ entwe-
der per E-Mail an: redaktion@sovd.de oder aber mit dem gleichen 
Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Mai.

Buchtipp

Grenzerfahrungen

Wer war der Täter?

Denksport

Vier Kinder spielen Fußball. Dabei geht eine Scheibe zu Bruch. Sie 
sollen anhand der Aussagen der Kinder ermitteln, wer geschossen 
hat. Je nachdem, von welcher der folgenden Voraussetzungen Sie 
ausgehen, kommen Sie auf unterschiedliche Lösungen:

• Wer war der Täter, wenn nur ein Kind lügt? 
• Wer war der Täter, wenn nur ein Kind die Wahrheit sagt?
Die Lösung steht wie immer auf Seite 18 dieser Ausgabe.

Tom

Murat

Marlene
Julian

Julian war es.

Julian hat gelogen.

Ich war es nicht.

Marlene war es.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

173

7 2 1 9
2 7

2 9 5 8
9 5 6 7
4 1 5 6 2

2 8 4 5
7 8 6 1

3 9
8 3 9 7

6 1 8 7
4 2 6
1 5 4 6

6 1
2 4 5

3 9
2 5 6 7

3 4 2
7 6 2 1

9 4 7 6 3 2 5 1 8
3 8 1 7 5 4 6 2 9
6 2 5 1 9 8 7 3 4
5 3 6 9 8 7 2 4 1
7 1 8 2 4 6 3 9 5
4 9 2 5 1 3 8 7 6
8 6 3 4 2 1 9 5 7
2 5 4 8 7 9 1 6 3
1 7 9 3 6 5 4 8 2

2 6 1 5 7 9 3 8 4
9 5 8 3 1 4 7 6 2
4 3 7 8 6 2 1 9 5
6 1 2 4 8 5 9 7 3
7 8 9 1 2 3 5 4 6
3 4 5 6 9 7 8 2 1
1 9 3 7 4 6 2 5 8
5 7 4 2 3 8 6 1 9
8 2 6 9 5 1 4 3 7

Möchten Sie einen unserer Buchpreise gewinnen? Dann notieren 
Sie die eingekreisten Zahlen (von oben nach unten) und schicken 
Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per Post an: SoVD, 
Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. Mai.

Des Rätsels Lösung
Osterrätsel für Kinder
(April 2021, Seite 16)

Wenn du richtig gezählt hast, 
dann bist du auf insgesamt 18 
Osterhasen gekommen. Falls du 
gewonnen hast, bekommst du 

Steht da jemand auf der Leitung?
Redensarten hinterfragt

Als die Menschen damit be-
gannen, mithilfe der Technik 
Gespräche über eine größere 
Entfernung zu führen, ließ die 
Qualität dabei nicht selten zu 
wünschen übrig. Je größer die 
Distanz zwischen Anrufer und 
Empfänger, desto schlechter 
war meist die Verbindung. War 
der andere kaum zu verstehen 
oder brach das Gespräch ganz 
ab, versuchte man, sich das 
damit zu erklären, dass mög-
licherweise irgendwo jemand 
auf der Telefonleitung stünde 
und dadurch die Übertragung 
verschlechtere.

Durchaus verbreitet war da-
mals auch die Vorstellung, dass 
Gesprächsinhalte in ähnlicher 
Weise durch die Leitung flössen 
wie Wasser durch ein Rohr. Vor 

Stellt sich bei unserem Gegenüber das Verständnis nur sehr zögerlich oder auch gar nicht ein, dann 
diagnostizieren wir gerne, dass diese Person „auf der Leitung steht“. Entstanden ist diese Redensart 
mit Beginn der Telekommunikation.

„Verzeihen Sie, aber ich kann Sie gerade ganz schlecht verstehen. 
Möglicherweise steht da jemand auf unserer Leitung.“

Foto: everettovrk / Adobe Stock

in den nächsten Tagen Post von 
uns!

Wer war der Täter?
(Denksport, Seite 17)

Also, für den Fall, dass nur ein 

Kind lügt, muss Julian für die 
kaputte Scheibe aufkommen. 
Sollten dagegen alle Kinder bis 
auf eines gelogen haben, kann 
nur Murat für den Schaden ver-
antwortlich sein.

Ein Truthahn als Wappentier
Hätten Sieʼs gewusst?

Unmittelbar nach der Un-
abhängigkeitserklärung be-
schloss man, ein Siegel für die 
neu gegründeten USA in Auf-
trag zu geben. Mit dem Entwurf 
hierfür wurde ein Komitee be-
auftragt, dem auch Benjamin 
Franklin angehörte. Ein Mythos 
war dafür verantwortlich, dass 
bei den Beratungen schnell 
der Weißkopfseeadler favori-
siert wurde. Denn einige dieser 
edlen Tiere, so die Sage, hätten 
zu Beginn des Krieges gegen 
England über den Köpfen der 
Soldaten gekreist und nach 
Freiheit geschrien.

Da der Weißkopfseeadler je-
doch gerne kleineren Vögeln 
die Beute wegschnappt, hielt 
Benjamin Franklin diesen vom 
Charakter her für ungeeignet. 
Franklin brachte stattdessen 

Der Weißkopfseeadler ist das Wappentier der Vereinigten Staaten von Amerika. Benjamin Franklin, 
der am Entwurf der Unabhängigkeitserklärung beteiligt war, passte das überhaupt nicht. Er hielt den 
Adler charakterlich für ungeeignet, weil dieser anderen Tieren die Beute abjagt. Der Gründungsvater 
hätte sich ein anderes Tier auf dem Siegel der USA gewünscht, den Truthahn.

mit dem Truthahn ein urameri-
kanisches Tier ins Spiel, das sich 
noch nicht einmal vor Menschen 
fürchte. Vergeblich: Letztlich er-

allem dieses Bild ist wohl dafür 
verantwortlich, dass sich die 
entsprechende Redewendung, 

hielt die Optik des Seeadlers 
dann doch den Vorzug vor dem 
Mut und der Fairness des Truth-
hahns.

man „stehe auf der Leitung“, bis 
heute in unserem Wortschatz 
gehalten hat.

Buchtipp

Der große Sommer
Friedrich ist sechzehn und ein lausiger Schüler. Weil seine Ver-

setzung gefährdet ist, soll er lernen – den ganzen Sommer über, 
während seine Familie in den Urlaub ans Meer fährt. Als wäre das 
nicht genug, soll er ausgerechnet bei seinem strengen Großvater 

unterkommen, den er bis vor ein 
paar Jahren noch siezen musste. 
Friedrich ist entsetzt. Sein einzi-
ger Trost ist Beate, das Mädchen 
in dem flaschengrünen Badean-
zug, das er im Freibad kennen-
lernt.  In diesen Wochen erlebt 
Frieder alles: Freundschaft und 
Angst, Respekt und Vertrauen, 
Liebe und Tod. Ein großer Som-
mer, der sein ganzes Leben prä-
gen wird. 

Hellsichtig, klug und stets be-
glückend erzählt Ewald Arenz 
von den Momenten, die uns für 
immer verändern.

Ewald Arenz: Der große Som-
mer. Dumont, 320 Seiten, ISBN 
978-3-8321-8153-6, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns mit dem Betreff oder unter dem Stichwort 
„Der große Sommer“ entweder per E-Mail an: redaktion@sovd.
de oder aber per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Mai.

Sein ernster Blick strahlt Würde aus, als Hoheitszeichen aber wäre 
der Truthahn wohl doch etwas gewöhnungsbedürftig.

Fotos: md3d, veleknez/Adobe Stock; Montage: SoVD
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN
RÄTSELS

Das Lösungswort zum Gewinnen eines Buchpreises bitte bis zum 15. Mai einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

SoVD – Soziales im Blick erscheint 

jeweils zum Monatsanfang (11 Ausga-

ben / Jahr). Herausgeber ist der Sozialver-

band Deutschland e. V., Stralauer Straße 

63, 10179 Berlin, Tel.: 030 / 72 62 22 - 0, 

E-Mail: redaktion@sovd.de.

Redaktion: Veronica Sina (veo / ver-

antw.), Joachim Schöne (jos), Brigitte 

Grahl (bg), Eva Lebenheim (ele), Se-

bastian Triesch (str), Denny Brückner 

(Bildbearbeitung), Anna Lehmacher 

(Redaktionsassistenz). Für Anzeigen 

und Werbebeilagen ist die Zeitung le-

diglich Werbeträger; eine Empfehlung 

des SoVD für Produkte oder Dienst-

leistungen ist damit nicht verbunden. 

Veröffentlichte Artikel stellen nicht un-

bedingt die Meinung der Redaktion dar. 

Der Bezug von „Soziales im Blick“ ist 

im SoVD-Mitgliedsbeitrag enthalten.

Datenschutz: Der Schutz perso-

nenbezogener Daten hat beim Sozi-

alverband Deutschland e. V. oberste 

Priorität. Informationen zum Thema 

Datenschutz finden Sie unter www.

sovd.de/kontakt/datenschutz.

Anzeigenverwaltung: Agentur Neun 

GmbH, Pforzheimer Straße 132, 76275 

Ettlingen, Telefon: 07243 / 53 90 120, 

Mobil: 0179 / 61 04 719, E-Mail: sovd@

agenturneun.de.

Druck und Verlag: Zeitungsdruck 

Dierichs GmbH & Co. KG, Wilhelmine-

Reichard-Straße 1, 34123 Kassel.

Auflage: Die verbrei-

tete Auflage betrug im 1. 

Quartal 2021 insgesamt 

410.253 Exemplare.

Impressum

Mit spitzer Feder

Zeit, endlich zu handeln
Gemeinsam mit ihrer kleinen 

Hündin zieht Dora aufs Land.  
Aber ganz so idyllisch wie ge-
dacht ist Bracken, das kleine Dorf 
im brandenburgischen Nirgend-
wo, nicht. Während Dora versucht, 
die eigenen Gedanken in Schach 
zu halten, geschehen in ihrer un-
mittelbaren Nähe Dinge, mit de-
nen sie nicht rechnen konnte. Ihr 
zeigen sich Menschen, die in kein 
Raster passen, ihre Vorstellungen 
und ihr bisheriges Leben aufs 
Massivste herausfordern und sie 
etwas erfahren lassen, von dem 
sie niemals gedacht hätte, dass 
sie es sucht.

Juli Zeh: Über Menschen. Luchterhand Literaturverlag, 416 Seiten, 
ISBN: 978-3-630-87667-2, 22 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns unter dem Betreff „Über Menschen“ ent-
weder per E-Mail an: redaktion@sovd.de oder mit dem gleichen 
Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Mai.

Über Menschen

Buchtipp
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Mit Ihrer Hilfe finden  
Kinder Platz zum Spielen.
Jedes Kind hat das Recht zu spielen und sich zu bewegen.
Aber viel zu oft fehlt es an geeigneten Räumen im Freien.
Wir setzen uns für bessere Spielplätze in Deutschland ein.

Spendenkonto • IBAN: DE23 1002 0500 0003 3311 11 • Bank für Sozialwirtschaft

Spenden
Sie unter

www.dkhw.de
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Übersichtlich und modern: Informationen, 
Service und Beratung – alles zum SoVD www.sovd.de

Alfred M. (Suderburg-Räber) 
nimmt den Artikel „Beistand nur 
mit Abstand? Trauer in Zeiten 
von Corona“ (Soziales im Blick 
03 / 2021, Seiten 4 und 5) zum 
Anlass, uns zu schreiben: 

Über den offenen Bericht zu 
der Bestattungsunternehmerin 
muss ich Ihnen sagen, dass es ein 
großartiger, aufklärender und ver-
ständlicher Bericht geworden ist. 
Er geht unter die Haut, aber das 
ist der Altag im Umgang mit dem 
Tod. Danke, dass Sie dieses Thema 
mit der Bestatterin einmal so of-
fen und ehrlich angegangen sind!

SoVD-Mitglied Georg S. aus 
Osnabrück hat eine Ergänzung 
zu der Titelgeschichte „Corona: 
Lasten ungleich verteilt“ (Sozi-
ales im Blick 04/2021, Seiten 1 
und 2):

Bei der Aufzählung der Per-
sonengruppen, die jetzt durch 
ein oft sehr niedriges Einkom-
men besonders betroffen sind, 
sollten auch die Erwerbsgemin-
dertenrentner*innen erwähnt 
werden. Viele von ihnen sind bei 
den Verbesserungen von 2019 leer 
ausgegangen, und auch die neue 
Grundrente wird vielen nichts 
bringen. Wie bekannt ist, wird 
eine Person, die keine 33 Jahre 
an Grundrentenzeiten vorweisen 
kann, nicht einen Cent mehr be-
kommen.

Verschärfend wirkt sich jetzt 
auch noch der allgemeine Preis-
anstieg aus. (...) Auch eine politi-

sche Entscheidung ist, dass es für 
Rentner*innen nicht einmal einen 
Inflationsausgleich geben soll –
gerade für Personen mit niedri-
gem Einkommen ein Desaster. 

Angelika B. (Bergen), die sich 
als Schatzmeisterin in ihrem 
Ortsverband engagiert, machte 
uns dagegen auf Dinge aufmerk-
sam, die aus Ihrer Sicht noch ver-
bessert werden könnten:

Zu den Artikeln fehlt für mich je-
weils die Lösung des SoVD. Es wird 
zwar der Mangel angeprangert, 
die Lösung von Seiten des SoVD 
oder was eventuell unternommen 
werden könnte beziehungsweise 
bereits wird, gibt es selten. (...) 

Auch die Ausdrucksweise, ein 
Mix aus Deutsch und Englisch 
(Equal Pay, Mentoring, Rock your 
life, Social Media, Account, Inklu-
sion, Minijobs, liken, Throwback 

Thursday, Hotline, E-Paper etc.) 
sind für unsere doch relativ „alten“ 
Mitglieder (überwiegend 70–92 
Jahre) kaum verständlich. (...)

Grundsätzlich fällt auch die 
Kritik unseres Lesers Mathias D. 
(Hamburg) aus:

Gerne bin ich Mitglied Ihres 
Vereins und weiß Ihre Arbeit zu 
schätzen. Als zunehmend unle-
serlich empfinde ich jedoch Ihre 
Mitgliederzeitung – Sterne, Dop-
pelpunkte, Sprechaussetzer beim 
Versuch, Maskulinum und Femi-
ninum in ein Kunstwort zu pres-
sen. (...) Bitte schauen Sie doch, ob 
Sie sich nicht nur um die soziale 
Ausgewogenheit in unserem Land, 
sondern auch um die Pflege unse-
rer Sprache verdient machen kön-
nen – mir würde es sehr helfen, 
sprachlich und inhaltlich am Ball 
zu bleiben.

In der Aprilausgabe titelten wir „Corona: Lasten ungleich verteilt“. 
Auch hierzu erreichte uns die Zuschrift eines SoVD-Mitglieds.

Foto: blvdone / Adobe Stock

Ungerechte Lastenverteilung
In den vergangenen Wochen erhielten wir wieder zahlreiche Zuschriften unserer Mitglieder. Einige 

davon zitieren wir hier kurz in Auszügen. Und so erreichen Sie uns: per E-Mail: redaktion@sovd.de; per 
Post: SoVD, Abteilung Redaktion und digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin.

Briefe an die Redaktion

Jobcenter dürfen Kontoauszüge sehen und über Jahre 
speichern

Grundsätzlich dürfen Jobcenter, europarechtlich abgesichert, So-
zialdaten bis zu zehn Jahre lang speichern oder verarbeiten – vor-
ausgesetzt, das ist „für die Erfüllung der Aufgaben des Jobcenters 
erforderlich“. Auch muss der Erhebungszweck gewahrt werden. Das 
Bundessozialgericht hat entschieden, dass Jobcenter sich deswe-
gen Kontoauszüge einer Hartz-IV-Empfängerin vorlegen lassen 
und auch (bis auf wesentliche Daten geschwärzt) speichern dürfen. 
Das gelte jedenfalls dann, wenn keine anderen, die Frau weniger 
belastenden Mittel zur Verfügung stehen, um herauszufinden, wel-
che Einnahmen sie tatsächlich hat. Das ist erheblich für die Frage, 
ob Leistungen zustehen und wenn ja, in welcher Höhe (BSG, B 14 
AS 7/19 R).

Arbeitslosengeld II darf neben einem privaten Kredit  
bezogen werden

Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass ein Privatdar-
lehen „als nur vorübergehend zur Verfügung gestellte Leistung“ 
nicht als Einkommen bewertet werden dürfe. Das bedeutet, dass 
ein solches Darlehen bei der Frage nach dem Anspruch auf Ar-
beitslosengeld II nicht angerechnet werden darf. Denn Hilfebe-
dürftigkeit entfalle nur dann dauerhaft, wenn ein „wertmäßiger 
Zuwachs zur endgültigen Verwendung verbleibt“, so das Gericht. 
In dem konkreten Fall ging es um einen privat bei einer Bank auf-
genommenen Studienkredit (BSG, B 4 AS 30/20 R).

Ein Sofortbonus vom Stromanbieter wird als Einkommen 
angerechnet

Wenn jemand Arbeitslosengeld II empfängt und einen „Sofortbo-
nus“ von dem Stromanbieter erhält, zu dem er oder sie gewechselt 
hat, so darf das Jobcenter diesen Bonus auf die Arbeitslosengeld-
II-Zahlung anrechnen. Zwar seien Rückzahlungen von Energielie-
feranten, die auf Vorauszahlungen beruhen, kein anrechenbares 
Einkommen. Ein „Sofortbonus“ jedoch, der Neukundinnen und 
Neukunden unabhängig vom Verbrauch als „Lockmittel“ gezahlt 
wird, stünde dem oder der Klagenden als Einkommen frei zur Ver-
fügung (BSG, B 4 AS 14/20 R).       wb

Was zählt bei Hartz-IV-
Bezug als Einkommen?

Das Bundessozialgericht hat sich in mehreren Urteilen mit den 
Rechten und Pflichten von Empfängern und Empfängerinnen von 
Arbeitslosengeld II (auch Hartz IV genannt) beschäftigt. Dabei ging 
es um Datenschutz, Kredite und Bonuszahlungen.

Aktuelle Urteile
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Auch wenn sie bereits die 
Hälfte ihres Lebens als Fernseh-
kommissarin verbrachte, sollte 
man sie nicht auf diese Rolle 
beschränken. Ulrike Folkerts 
spielt nach wie vor Theater und 
war unter anderem bei den Salz-
burger Festspielen als erste Frau 
im „Jedermann“ in der Rolle des 
Tods zu sehen. 

Als Schauspielerin würde sie 
gerne öfter mit Autorinnen und 
Regisseurinnen zusammenar-
beiten. Nicht, weil diese auto-
matisch besser seien. Eine weib-
liche Perspektive biete aber oft 
einen anderen Blick auf die Welt.

Weniger ist mehr
Cosma Shiva Hagen lebt in einem „Mini-Haus“ 

Seit 1989 spielt sie die „Tatort“-Kommissarin Lena Odenthal. Bei 
den meist von Männern gemachten Filmen vermisst sie jedoch die 
weibliche Perspektive. Am 14. Mai wird Ulrike Folkerts 60 Jahre alt.

Ulrike Folkerts wünscht sich bei 
ihrer Arbeit mehr Vielfalt.

Sicher ist, dass dieses Foto Lena Meyer-Landrut in Berlin zeigt. 
Private Details über die Sängerin dagegen bleiben Spekulation.

Till Brönner kritisiert halbherzige Corona-Überbrückungshilfen. 
Der Kulturbereich sei kein Luxus, sondern ein Wirtschaftszweig.

Foto: imago images

Nach diversen Rollen in Serien 
und Fernsehfilmen war Cosma 
Shiva Hagen zuletzt in dem The-
aterstück „Sternstunden“ zu se-
hen. Ihre extravaganten Vorna-
men verdankt sie übrigens ihrer 
Mutter: Während „Cosma“ auf ein 
angebliches Ufo-Erlebnis Nina 
Hagens zurückgeht, bezieht sich 
„Shiva“ auf die gleichnamige in-
dische Gottheit.

Vergangenes Jahr zog Cosma 
Shiva Hagen in ein sogenann-
tes Tiny House („Mini-Haus“). Im 
Alltag mit weniger Dingen aus-
zukommen, so Hagen, empfinde 
sie als unglaublich befreiend.

Weibliche Perspektive
Ulrike Folkerts wünscht sich mehr Regisseurinnen

Als Schauspielerin mag sie die große Bühne, privat eher klein: 
Cosma Shiva Hagen bewohnt ein Haus mit nur 47 Quadratmetern. 
Am 17. Mai feiert die Tochter von Nina Hagen ihren 40. Geburtstag.

Cosma Shiva Hagen braucht 
nicht viel zu ihrem Glück.

Foto: imago images

Als Schauspieler, Regisseur 
und Produzent hatte er unzäh-
lige Erfolge. Insgesamt zwei 
Mal wurde George Clooney 
mit dem Oscar ausgezeichnet. 
Umso überraschender daher die 
Aussage des Hollywoodstars in 
einem Interview, sein Leben sei 
„ziemlich leer“ gewesen. Erst 
seine Familie habe ihm das be-
wusst gemacht. 

Sein Dasein als Vater genießt 
Clooney aber noch aus einem 
anderen Grund: Es mache ihm 
einfach Spaß, seinen Kindern 
hin und wieder Dinge beizubrin-
gen, die ihre Mutter schockieren.

Erfülltes Familienleben
George Clooney wurde mit 56 Jahren Vater

Er gehört zu den großen Stars in Hollywood. Erfüllt habe er sein  
Leben jedoch erst durch seine Frau und seine Kinder empfunden. 
Am 6. Mai wird der Schauspieler George Clooney 60 Jahre alt.

Seine größte Rolle übernahm 
George Clooney als Vater.

Foto: imago images

Mit dem Rücken zur Wand

Mit Babytrage durch Berlin?

Was im Leben wirklich zählt

Der Jazz-Trompeter Till Brönner sorgt sich in Zeiten von Corona um Kulturschaffende. Die Branche 
stünde „mit dem Rücken zur Wand“. Angesichts dieser düsteren Aussichten hält zumindest der 6. Mai 
ein erfreuliches Ereignis bereit. An diesem Tag feiert Till Brönner seinen 50. Geburtstag.

Am 13. Mai feiert die Schauspielerin Senta Berger ihren 80. Geburtstag. Aus diesem Anlass zeigt das 
ZDF den Film „An seiner Seite“. Darin spielt die gebürtige Österreicherin eine Frau, die ihr Leben der 
Karriere ihres Mannes untergeordnet hat. Erst der Besuch eines Fremden rüttelt sie auf.

Sie gibt nur wenig über ihr Privatleben preis und kommentiert auch keine Schlagzeilen über sich. 
Das Internetportal „bild.de“ will sie mit einer Babytrage in Berlin gesehen haben. Ob nun Mutter oder 
nicht: Am 23. Mai feiert die Sängerin Lena Meyer-Landrut ihren 30. Geburtstag. 

Charlotte Kler (Senta Berger) 
führt ein privilegiertes Leben. 
An der Seite ihres Mannes ist 
sie rast- und ruhelos um die 
Welt gereist. Noch nie hat sie 
ihr Dasein hinterfragt. Das än-
dert sich, als eines Tages der 
Witwer Martin Scherer (Thomas 
Thieme) an ihrer Tür klingelt. Er 
bittet sie um ein wenig Erde aus 
dem Garten. Diese sei für das 
Grab seiner Frau, die in dem 
Haus aufgewachsen ist. Der 
bodenständige Bademeister 
bringt Charlotte dazu, erstmals 
darüber nachzudenken, was im 
Leben wirklich zählt.

Regelmäßig belegte Deutsch-
land bei dem Liederwettbewerb 
„Eurovision Song Contest“ die 
hinteren Plätze. Dann trat 2010 
die damals erst 19-jährige Lena 
Meyer-Landrut mit ihrem Lied 
„Satellite“ an – und sorgte für 
eine Sensation. Seither etablier-
te sie sich als Sängerin und ver-
öffentlichte mehrere Alben.

In einem früheren Interview 
einmal zu ihrer möglichen Rol-
le als Mutter befragt, sagte 
Lena Meyer-Landrut, sie würde 
es gelassen angehen und alles 
auf sich zukommen lassen. Das 
klingt nach einem guten Plan.

Till Brönner ist als Musiker 
und als Fotograf aktiv. Er selbst, 
so Brönner im Deutschlandfunk, 
könne die Pandemie als Gutver-
diener überstehen. Für viele sei-
ner Kolleginnen und Kollegen 
sehe das jedoch anders aus. 

Er zweifele nicht an, dass die 
einschränkenden Maßnahmen 
medizinisch wichtig seien. Die 
lange Schließung („Lockdown“) 
ließe jedoch eine ziemlich ma-
rode Kulturlandschaft zurück. 
Brönner fordert daher von der 
Politik Hilfsangebote, die nicht 
an der Lebenswirklichkeit der 
Betroffenen vorbeigehen.

Till Brönner sorgt sich angesichts der Corona-Einschränkungen um Kunst und Kultur

Medienberichte spekulieren über die Rolle von Lena Meyer-Landrut als Mutter

ZDF zeigt Fernsehfilm „An seiner Seite“ mit Senta Berger am 10. Mai um 20.15 Uhr

V. li.: Schauspielgrößen wie Senta Berger, Peter Simonischek und 
Thomas Thieme machen „An seiner Seite“ zu einem Erlebnis.

Foto: Hendrik Heiden / ZDF
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